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Keine Wahlreform!
Ein preußiſcher Miniſter, ſo ſchreibt unſer Zentralorgan,

hat es am Sonnabend im Klaſſenhauſe beſtätigt, daß die
Regierung gar nicht daran denkt, dem preußiſchen
Landtag in dieſer Seſſion eine Wahlrechtsvorlage vorzulegen.
Nicht etwa der preußiſche Miniſterpräſident, Herr Bethmann
Hollweg, ſondern der neue Polizeiminiſter Herr v. Dallwitz.
Der Miniſterpräſident hatte es gar nicht einmal der Mühe wert
gehalten, der Etatsberatung beizuwohnen, er glänzte von An-
fang bis zu Ende der Sitzung durch Abweſenheit. Statt ſeiner
ſagte der Nachfolger Moltkes als Antwort auf eine beſcheidene
Anfrage des nationalliberalen Herrn Friedberg die armſeligen
Redensarten her, mit den er vor kurzem in offiziöſen Blättern
die Nichteinbringung einer neuen Wahlrechtsvorlage zu ent
ſchuldigen verſucht hatte. Nämlich: die Einbringung einer
neuen Wahlrechtsvorlage ſei ausſichtslos und zweckwidrig, da
ſich inzwiſchen die Stellung der Parteien zum Wahlrecht ja
nicht verändert habe und auf das Zuſtandekommen der Wahl-
reform doch nicht zu rechnen ſei. Die Regierung werde deshalb
ſo lange warten, bis die Situation ſich geändert habe, bis die
Parteien ſich in der Auffaſſung über das Wahlrecht einander
derart genähert hätten, daß die Wahrſcheinlichkeit gegeben ſei,
ein auch der Regierung paſſendes Wahlgeſetz zuſtande zu
bringen. Die lebhaften Zurufe, wann denn wohl die Regie-
rung dieſen Zeitpunkt für gekommen erachten werde, über-
hörte Herr v. Dallwitz gefliſſentlich!

So betete der neue Polizeiminiſter das vorgeſagte offiziöſe
Sprüchlein mehr ſchlecht als recht herunter auch der Philo-
ſoph auf dem Miniſterpräſidentenſeſſel hätte ſich nicht unbe
ſtimmter und nichtſagender ausdrücken können. Trotzdem iſt
der Sinn dieſes ſtaatsmänniſchen Redeſchleims für den politiſch
Kundigen Har genug. Er iſt, wie wir erſt vor einigen Tagen
ſagten: Herr v. Bethmann Hollweg hofft, daß auch die zart
organiſierten Nationalliberalen infolge des Anſchwellens der
ſozialdemokratiſchen Stimmen bei den nächſten Reichstags
wahlen von einem derartigen Nervenchok befallen werden, daß
fie reif werden für ein blau-ſchwarz-gelbes Wahlrechtstkompro-
miß. Daß die Spekulationen der Regierung auf ein Ein-
ſchwenken der Nationalliberalen nur zu berechtigt ſind, be
wieſen ja zur Genüge die Ausführungen des Herrn Friedberg
zur Wahlrechtsfrage. Mit der Gebärde des Volkstribunen
ſchleuderte er dem ſchwarzblauen Block das Wort entgegen, daß
die neue Wahlrechtsvorlage unbedingt Zweierlei enthalten
müſſe, das geheime und direkte Wahlrecht. Das hält
der Führer der nationalliberalen Landtagsfraktion alſo für
eine liberale Forderung! Die Gewährung des geheimen
Wahlrechts, das doch ſogar der ſchwarzblaue Block zugeſtanden
hatte, das in jener denkwürdigen Sitzung nicht einmal mehr
die Konſervativen niederzuſtimmen wagten, trotzdem ihnen die
geſamte Linke durch Verlaſſen des Saales die ſchönſte Gelegen-
heit dazu gegeben hatte, und des direkten Wahlrechts, das
doch ſchon der Wechſelbalg der Regierungsvorlage ent-
halten hatte! So billig wollen alſo die Nationalliberalen die
Volksrechte verſchachern helfen! Nicht einmal die Neu-
einteilung der Wahlkreiſe, nicht einmal eine Abſchwächung
des infamen Dreiklaſſenwahlſyſtems erklärte Herr Friedberg
für die unbedingte Vorausſetzung einer Wahlreform! Jn der
Tat, die Annäherung der reaktionären Parteien untereinander
hat ſchon begonnen!

Die Partei aber, die ihren Anhängern vorzuſchwindeln
wagt, ſie kämpfe ſeit nun faſt vierzig Jahren für die Ueber-
tragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen, das Zen-
trum, ſchwieg ſich über die Wahlrechtsfrage völlig aus. Sie
hatte ſich als erſten Etatsredner ja auch einen Mann ausgeſucht,
dem das Schweigen nicht ſchwer fiel. Den Grafen Praſchma,
einen der Zentrumsabgeordneten, die ſich ſchon vor Jahren
geweigert hatten, einen Wahlrechtsantrag zu unterzeichnen,
den damals die Demagogenpartei für ein gutes Mittel hielt,
ſich den proletariſchen Wählern gegenüber einen demokratiſchen
Anſtrich zu geben. Graf Praſchma alſo erwähnte die wich-
tigſte politiſche Frage Preußens nicht mit einem Worte!
So „kämpft“ das Zentrum für die Erringung des allgemeinen
gleichen Wahlrechts!

Wenn die Regierung wollte, wäre es ihr trotz aller natio-
nalliberalen und ultramontanen Gegnerſchaft gegen eine wirk
liche Wahlreform möglich, ſehr bald ſogar im preußiſchen
Abgeordnetenhauſe eine günſtigere Konſtellation zu ſchaffen.
Sie brauchte nur das Haus aufſzulöſen und unter Ausſchaltung
der landrätlichen Wahlmache, unter ſorgfältiger Beachtung des
Vereins und Verſammlungserechtes Neuwahlen vornehmen zu
laſſen, und die Reaktion würde Dutzende von Mandaten ein
büßen. Und wenn die Regierung vollends als Proviſorium
die geheime Wahl durchſetzte, würde das Wahlreſultat noch
bedeutend günſtiger ſein. Ja, wenn die Regierung wollte.
Sie will eben nicht! Sie iſt ja ein Herz und eine Seele mit
der wahlrechtsfeindlichen Reaktion, ſie iſt ja das Exekutiv-
organ der Heydebrand und Hertling, derPappenheim und Praſchmal Ihre Wohlreform ſoll
ja nicht dem Volke ſein Recht gewähren. ſondern ihm höchſtens
einen armſeligen Bettelpfennig hinwerfen!

Keine Wahlreform in Preußen, das iſt der Willen der Reak
etion, das Programm der Regierung! Keine Wahlreform in
dieſer Seſfion, und keine Wahlreform, die diefen Ramen
perdiente, auch ſpäterl
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heit, wird ſo lange zur Rolle von Heloten verdammt ſein, als
ſie ſich das gleiche Wahlrecht nicht mit den Mitteln des prole-
tariſchen Klaſſenkampfes erzwingt.

Der ſchwarze Block im Klaſſenhauſe.
Wie der Reichstag, hielt auch das Dreiklaſſenhaus

am Sonnabend zwei Sitzungen ab. Die erſte Sitzung flog auf,
weil ſich Beſchlußunfähigkeit herausſtellte. Angeſichts
der Tatſache, daß Herr Jordan v. Kröcher, der Vater
des berüchtigten Herauswurfparagraphen iſt, ſah ſich unſere
Fraktion genötigt, Widerſpruch gegen ſeine Wiederwahl
zum Präſidenten durch Zuruf zu erheben. Bei der Zettelwahl
ſtellte fich dann heraus, daß das Haus beſchlußunfähig war.

Jn der zweiten Sitzung wurde die Wahl vertagt und mit der
erſten Leſung des Etats begonnen. Der Konſervative
und Herr v. Pappenheinm ließ zunächſt dicke Weihrauch-
wolken zu Ehren des Junkerlieblings, des verfloſſenen
Miniſters v. Rheinbaben aufſteigen. Seine im übrigen herzlich
belangſoſe Etatsrede mündete aus in einem begeiſterten
Hymnus auf die Moabiter Schutzleute. Ganz beſonders ent-
rüſtet iſt Herr v. Pappenheim über die Aufdeckung der agra-
riſchen Steuerhinterziehungen die er natürlich in Abrede
ſtellte. Das Zentrum ſandte als ſeinen erſten Etatsredner
bezeichnenderweiſe einen urreaktionären Junker vor, den
Grafen Praſchma, der ſich wohl nur durch ſeinen Glauben
an den Papſt und die unbefleckte Empfängnis von den Henyde-
brand und Oldenburg unterſcheidet. Die Etatsrede des ultra
montanen Gräfleins war faſt noch mehr als die des Raben von
Pappenheim eine Scharfmachertirade ſchlimmſter Art. Be
ſonders grell hervor trat der Wunſch nach einer Verſchlech-
terung des Gerichtsverfahrens. Die Klagen über
mangelnde Parität waren nur ein belangloſes Ornament an
dieſer echten Junkerleiſtung, die im übrigen das Verdienſt
hatte, die völlige Jntereſſen- und Seelengemeinſchaft der bei-
den maßgebenden Gruppen des ſchwarzblauen Blocks gänzlich
außer Frage zu ſtellen.

Wenn etwa ein Optimiſt gehofft hatte, daß die brutalen Be
kenntniſſe zur Reaktion ſeitens der ſchwarz-blauen Redner in
den national- liberalen Brüſten oppoſitionelle Gefühle loslöſen
würden, ſo war die nunmehr folgende Rede des national-
liberalen Führers Friedberg geeignet, alle derartigen
Jlluſionen arg herabzuſtimmen. Herr Friedberg ſchwang ſich
dazu auf, ein paar Tränen über die nichtangekündigte Wahl-
reform zu zerdrücken und die Maltzanereien mit fürſichtigem
Tadel zu erwähnen. Damit aber und mit einer Philippika
gegen den Moderniſteneid war die oppoſitionelle Kraft Fried-
bergs erſchöpft, und mit einem Gezeter über die Sozialdemo-
kratie und die Gewerkſchaften trug er ſeine Schuld dem groß-
induſtriellen Teile ſeiner Partei ab. Und nun hatte der
frühere Kanalrebell und ehemalige anhaltiniſche Staatsminiſter
von Dallwitz Gelegenheit, ſich dem Hauſe als Nachfolger
Moltkes des Miniſters, nicht des Strategen vorzuſtellen.
Eine neue Nummer des alten Fadens. Herr v. Dallwitz iſt
reaktionär durch und durch. Aber da Anhalt zum Teil auf
dem weſtlichen Ufer der Elbe liegt. hat er ſo einen gewiſſen
Schimmer von halb- europäiſchen Formen angenommen. Er
verteidigte die Maltzane, ohne ſich mit ihnen zu identifizieren,
er ſpricht den Jünkern nach dem Herzen, weiß aber etwas, das
von weitem nach Liberalismus ausſehen könnte, in ſein Mund-
ſpitzen zu legen. Die Wahlrechtsfrage überläßt er getroſt der
Zukunft. Mit einer Brianderie Breitenbachs gegen die
Eiſenbahner und einem Bekenntnis des frommen Trott zum
allein ſeligmachenden Anti-Modernismus ſchloß erhebend die
Sitzung, über die wir uns einen ausführlichen Bericht ſchenken

können. dPolitiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 16. Januar 1911.

Der Termin der Neuwahlen.
Zu dieſer Frage, die den Gegenſtand lebhafter Erörterungen

in der Preſſe aller Parteien bildet, nimmt in ſeiner Ausgabe
vom Sonnabend endlich auch das Organ des Reichskanzlers,
die Norddeutſche Allgemeine Zeitung, Stellung. Das Blatt
ſchreibt:

„Dem Wiederbeginn der Reichstagsverhandlungen ſind in der
Preſſe Andeutungen voraufgegangen, als beabſichtige die Re-
gierung, den Reichstag vorzeitig aufzulöſen und das Land mit
einer unerwartet frühen Vornahme der Neuwahlen zu über-
rumpeln. Wir können mitteilen, daß nichts hinter dieſen Bo
richten iſt, die offenbar nur agitatoriſchen Bedürfniſſen ihre
Entſtehung verdanken. Es iſt begreiflich, daß die Parteien in
dieſer ſo früh begonnenen Wahlkampagne den Wunſch haben,
die Wähler immer wieder zur Wachſamkeit zu ermahnen. Es
wäre auch verſtändlich, wenn diejenigen Parteien, die mit ihren
Wahlvorbereitungen fertig zu ſein glauben und bis zum
nächſten Herbſt unter Umſtänden ein Abflauen gegenwärtig vor-
handener Stimmungen befürchten können, lediglich aus wahl-
taktiſchen Rückſichten auf einen ſchnellen Abbruch der Reichs-
tagsſeſſion hinarbeiten. Die ſachlichen Geſichtspunkte würden
dabei allerdings in den Hintergrund treten müſſen. Die Re-
gierung dagegen ſtellt dieſe voran und muß demgemäß Wert
darauf legen, daß der Reichstag hinreichend Zeit behält, um die
wichtigen, ihm noch obliegenden Aufgaben in aller Ruhe und

Sorgfalt zum Abſchluß zu bringen. Die Regierung hat keines-
wegs dem Reichstag eine Reihe anerkannt wichtiger Vorlagen
gemacht und dieſe im Verein mit dem Reichstag zum Teil ſchon
weit gefördert, um dieſe Arbeiten nun mitten auf dem Wege
ſtecken zu laſſen. Auch die Abgeordneten, die in den Kom
miſſionen und im Plenum mit Anftrengung gearbeitet haben,
werden leicht wünſchen können, daß die Frucht ihrer Mühe noch
zum Schluß verloren geht.“

Soweit die Norddeutſche. Eine beſtimmte, glaubwürdige Er
klärung, daß die Wahlen erſt im Herbſt vorgenommen werden,
gibt aber das Regierungsblatt nicht ab. Sollte ſich heraus
ftellen, daß der Reichstag die ihm aufgepackte unſinnige Arbeits
laſt nach Abſchluß der Etatsberatung auch nicht zum kleineren
Teil mehr erledigen kann, und ſollte ferner die Regierung einen
Augenblick erſpähen, in dem ſie die Stimmung der Wähler ſich
ein wenig günſtiger glaubt als bisher, dann wird ſie ſicher zu-
greifen. Mit dieſer Möglichkeit rechnen auch die parteioffi-
ziellen Mitteilungen aus der konſervativen Partei, die mit der
Vornahme der Neuwahlen ſchon Mitte Mai
rechnen.

Der ſchwarzblaue Block ſucht nur eine Gelegenheit, bei der er
mit irgend einer ſcheinbaren „Volksfreundſchaft“ glänzen kann,
dann wird er ſchleunigſt die Bude ſchließen laſſen und ſich in
den Wahlkampf ſtürzen. Drum gilt es jetzt ſchon, auf jeden
Wahlſchwindel, auf jede Ueberrumpelung gefaßt zu ſein und
die richtige Antwort parat zu halten! Bereit ſein iſt
alle s!

Aus dem Reichstage.
Der Reichstag beendete am Sonnabend die zweite Leſung der

kleinen Novelle zum Strafgeſetzbuch. Zwei Sitzungen
waren zu dieſer Arbeit nötig, denn die erſte Sitzung flog wegen
Beſchlußunfähigkeit des Hauſes, die in einem anmutigen
Hammelſprung konſtatiert wurde, auf. Unſere Fraktion war
ſeht zahlreich zur Stelle, um ſo ſchwächer waren die bürger-
lichen Parteien vertreten. Dieſelben können nicht einmal zur
Entſchuldigung anführen, daß gleichzeitig Landtagsſitzung war,
denn auch im Abgeordnetenhauſe gab es eine aufgeflogene
Sitzung. Die ſchwache Beſetzung der bürgerlichen Parteien und
der Umſtand, daß in dieſer Frage das Zentrum mit ihr ſtimmte,
ermöglichte unſerer Fraktion eine nicht unweſentliche Ver
beſſerung durchzuſetzen, die hoffentlich in dritter Liſung auf
rechterhalten wird, nämlich die Einfügung der Beſtimmung,
daß der Richter bei Bettel aus unverſchuldeter Not auf Straf-
loſigkeit erkennen kann. Es iſt freilich ein Hohn auf den „chriſt
lichen“ Staat, daß es einer ſolchen Beſtimmung überhaupt erſt
bedarf, reſpektive daß ſie nicht ſchon längſt feſtgelegt iſt. Kurz
und nachdrücklich traten die Genoſſen Stadthagen, Frohme und
Frank, denen ſich bis zum gewiſſen Grade der Abg. Groeber
anſchloß, für dieſe Verbeſſerung ein.

Alle weiteren Verbeſſerungsanträge unſerer Fraktion wurden
abgelehnt, wenn auch die Fortſchrittspartei erkennen ließ daß
ſie materiell mit manchen dieſer Anträge ſympathiſierte. Sie
fand aber nicht den Mut, die wenig ſtichhaltigen formellen Be
denken zu überwinden. So wurden denn die vom Genoſſen
Stadtbagen vortrefflich begründeten Anträge auf Verhinderung
des Mißbrauchs des Erpreſſungs- Paragraphen zu anti-gewerk-
ſchaftlichen Zwecken, auf Aufhebung der ſkandalöſen Straf-
befreiung herrſchaftlicher Geſindeprügelei, auf Beſeitigung des
babyloniſchen Turmes uralter Polizeiverordnungen von oft ge
radezu grotesker Komik uſw. abgelehnt. Am Montag beginnt
die zweite Leſung der Reichswertzuwachsſteuer.

Ein Salzmonopol?
Nach einer Mitteilung der Münchner Poſt läßt die deutſche

Bundesregierung gegenwärtig eine Denkſchrift „Ein Vorſchlag
zur Regelung der Salzgewinnung und des Salzhandels im
Deutſchen Reiche“ zirkulieren. Als Autor zeichnet Dr. P.
Rocke, ſie dürfte aber wohl im Auftrag des Vereins Deutſcher
Salinen verfaßt ſein. Man gehe in der Annahme nicht fehl,
wenn man annehme, daß die deutſche Bundesregierung der
eigentliche Auftraggeber ſei. Die Schrift ſei bei Goehmann
in Hannover erſchienen, bisher aber der Oeffentlichkeit noch
nicht zugegangen. Jn der Denkſchrift werde der Vorſchlag ge
macht, das Reich ſolle den Salz handel monopoli-
ſieren und Verteilung und Preis feſtſetzen; die das Pfund
mit 6 Pf. treffende Salzſteuer ſolle aber dann weg'allen,

Die Wiſſenſchaft in Uniform.
Die Kaiſer-Wilhelm-Geſellſchaft, für die von

einigen Millionären Wilhelm II. bekanntlich t0 Millionen Mark
zur Verfügung geſtellt ſind und die die Aufgabe haben ſoll, die
freie Forſchung zu fördern, wird von einem Senat geleitet.
Wie der Konfektionär erfährt, werden dieſe Senatoren in eine
Uniform geſteckt. Gelegentlich eines Ballfeſtes hat Wil-
helm I. dem Reichsverbändler v. Dirckſen Mitteilung gemacht,
daß er den Senatoren „eine Uniform verleihen
werde“, die aus grünem Tuch mit roten Auf
ſchlägen beſtehen ſoll.

Hoffentlich fehlen auch Sporen, Schleppſäbel und ein Exer
zierreglement nicht, damit die freie Forſchung energiſch in An
griff genommen werden kann,

t aohe
Wahlſchwindel und Wahlallerkei.

Die lieberale Preſſe macht momentan ein großes Ge
ſchrei über ein „Stichwahlabkommen zwiſchen
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Sezial demokraten und Konſervativen“ für den
Wahlkreis Sagan-Sprottau. Die ganze Erzählung beruht auf
dreiſter Erfindung. Jn dieſem Wahlkreis kam es 1907 zu einer
Stichwahl zwiſchen Freiſinnigen und Konſervativen, in der
unſere Genoſſen den Ausſchlag gaben. Das ſozialdemokratiſche
Wahlkomitee legte den beiden Stichwahlkandidaten die bekann-
ten Mindeſtforderungen vor. Sie lauteten: 1. Gegen jede
Verſchlechterung des Reichstagswahlrechts; 2. gegen jede Be
ſchränkung des Koalitionsrechts 3. gegen jedes wie auch immer
geartete Ausnahmegeſetz. Beide Kandidaten ſandten die ſchrift-
liche Erklärung ein, daß ſie im Fall ihrer Wahl für dieſe Forde-
rungen eintreten würden. Das ſozialdemokratiſche Wahl-
komitee erließ dann einen Aufruf, in dem Stimmenthal-
n g proklamiert wurde. Jn dieſem Aufruf hieß es ausdrück-
lich:

»„Zu dieſem Beſchluß iſt das Wahlkomitee gekommen, weil
das Verhalten und das Programm der beiden in
Frage ſtehenden Kandidaten eine Unterſtützung unſererſeits
einfach nicht zuläßt.“

Der konſervative Kandidat v. Bolko iſt ſchließlich gewählt
worden, er kann aber höchſtens 450 ſozialdemokratiſche Stimmen
bekommen haben, während dem Freiſinnigen mindeſtens 2000
zugefallen ſind; der Reſt der ſozialdemokratiſchen Wähler hat
Stimmenthaltung geübt. Nun wird weiter behauptet, daß
ein Führer der Sozialdemokratie, ein gewiſſer Häckel, mit
dem konſervativen v. Bolko verhandelt und ihm Wahlunter-
ſtützung verſprochen habe. Daß Häckel das gemacht hat, iſt mög-
lich, er war aber kein „Führer“, ja nicht einmal Mitglied des
ſozialdemokratiſchen Wahlvereins, kann alſo nur auf eigene
Fauſt gehandelt haben. Jedenfalls hatte weder das Wahl-
komitee noch irgend ein Mitglied der Partei mit den Konſer-
vativen irgend ein Abkommen getroffen. Die liberale Erzäh-
lung von dem ſozialdemokratiſchekonſervativen Wahlbündnis
entpuppt ſich alſo als echt liberaler Schwindel.

Einefortſchrittliche Ketzerei. Jn München hat
der fortſchrittliche Landtagsabgeordnete Dr. Günther er-
klärt, bei den kommenden Reichstagswahlen müſſe die Parole
lauten: „Nieder mit dem Block der Konſervativen und Ultra-
montanen.“ Der Redner führte dazu aus, daß ſich die Fort-
ſchrittler vor keinem Gewalt mittel fürchten, das
ſie zum Siege führen könne. Wer aus bloßer Furcht vor
der Sozialdemokratie dazu verhelfe den ſchwarzblauen
Block zu ſtützen, der handle wie ein Soldat, der aus Angſt
vor dem Feinde ſich ſelber umbringt.

Man wird natürlich guttun, auf dieſe Redensart nicht viel
zu geben. Die fortſchrittlichen Führer in Berlin (Mugdan,
Kopſch und Wiemer) werden in Ohnmacht gefallen ſein, als ſie
dieſe Rede ihres Münchner Parteifreundes zu Geſicht bekamen.

Eraf Poſadowskhy hat bekanntlich erklärt, er kandi-
diere nicht zum Reichstage, weil ſo viele Dunkelmänner
(Homines obskurantissimi) darinſitzen. Dagegen habe er
nichts dawider, etwa als Zählkandidat aufgeſtellt zu werden.
Darauf machte der Volkserzieher, eine pädagogiſche Zeitfchrift,
den fidelen Vorſchlag, Poſadowsky in allen Reichstagswahl-
kreiſen aufzuſtellen. Es wird dabei auf die Unterſtützung der
Guttempler, der „Kunſtwart“-, „Türmer“* und „Hammer“-
freunde, der Ethiſchen Bündler, der Bodenreformer, der Mo-
niſten uſw. gerechnet. Das hübſche dabei iſt, daß der Volks
erzieher ſeinen Vorſchlag ernſt nimmt.

Neichsverbändleriſches.
Der Reichsverband überſchwemmt ſeine Kunden mit einem

Flugblatt Vierzig Jahre Deutſches Reich, das überſtrömende
patriotiſche Begeiſterung für das herrliche deutſch- preußiſche
Vaterland entfeſſeln ſoll. Es will durch „Tatſachen“ den Nach-
weis erbringen, daß das Deutſche Reich der „Pflege der Wohl-
fahrt des deutſchen Volkes“ gedient hat. Als eine ſolche Tat-
iache wird angeführt:

„Einerſeits verdanken die arbeitenden Klaſſen den Schutz
zöllen eine Steigerung der Löhne, die weit bedeutender iſt als
die Verteuerung der Lebensmittel; andererſeits erhalten ſie
durch die Kranken-, Unfall- und Altersverſicherung mehr
zurück, als ſie zahlen.“

Ob der Reichsverband im Ernſt glaubt, er finde heute noch
Dumme, die ſolche Plumpheiten glauben? Es klingt wie
blutiger Hohn, daß die Zollwucherpolitik, ausgerechnet die Zoll-
wucherpolitik, als Hebel zur Hebung der allgemeinen Lebens-

Per Sieg des Schwachen.
Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Als Tobias ſo weit gekommen war, hielt er inne. Der
Undres war in der Schule einer der beſten geweſen, obwohl
nicht ſo fleißig wie er ein geſcheiter, luſtiger, ſpäter indes
zum Leichtſinn, zum „Prangen“ (Prahlen) und Rechthaben
geneigter Burſche, der nicht überall gut tat und ſchon im Ries
mehrfach die Plätze gewechſelt hatte. Daß er nun ſo ſchreiben
konnte, war doch auffallend! Das hatte alles Händ' und
Füß' und klang ſo vornehm! Der Stolz namentlich in der
letzten Zeile flößte ihm Reſpekt ein und erregte ſein ganzes
Weſen. Er ſah mit Ernſt auf den Tiſch. Die Alte, die aus
dem bisherigen nur das Geſchick und Glück ihres Sohnes
herausgehört hatte, war erfreut, gerührt, und ermunterte, nach
mehr begierig, zum Weiterleſen.

Tobiags las eine Schilderung des Dienſtes. Wie er an die
Summe kam, welche der Andres täglich erhielt, entfuhr
ihm ein Schrei der Ueberraſchung es war viermal ſo viel,
als er im beſten Falle mit der Nadel verdientel! „Was muß
das für ein Land ſein!“ murmelte er und las weiter. „Das
Leben iſt freilich auch teurer als bei euch; aber man lebt
beſſer und kann ſich doch noch etwas erſparen. Wer etwas
gelernt hat und brav arbeitet, der muß hier vorwärts kom-
men, es kann ſich gar nicht fehlen beſonders, wenn einer
ein Handwerk verſteht und die Landwirtſchaft dazu! Dann
iſt ſein Glück ſo gut wie gewiß

Der Schneider hielt wieder inne. Die letzten Zeilen waren
ihm wunderbar durch die Seele gegangen er verſtand ja
ein Handwerk und die Landwirtſchaft dazu! Er war ja der-
jenige, deſſen Glück in dem Lande gewiß war; denn fleißig
zund arbeitſam war er ja auchl Sein Geſicht erhielt einen
mutigen Ausdruck, er erhob den Kopf und zu der Alten ge-
wendet rief er nachdrücklich: „Euer Andres hat den Geſcheiten
gemacht das ſag' ich Euch!“ „Ja du lieb's Gottele,“
erwiderte das Weib, „wenn's nur alles ſo iſt, wie er ſchreibt!

Nun, wir wollen das beſt hoffen.
Tobias, den Umſtand benutzend, daß ſie an ihrem Tiſch

allein ſaßen und auch der benachbarte leer geworden war,
las den des Briefes mit erhöhtem Ton und einem
Ausdruck, der Inhalt entſprach. Er lautete: „Ja, ein
anderes Leben hat man ſchon hier wie bei den Bauern in
Deutſchland. Wie ſich mancher Dienſtbote von früh morgens
bis in die Nacht plagen muß um ſeine etliche Kreuzer, wo er

rdient. es iſt
Dem Pfarrer

wirklich bedauernswert, wenn man zurück
und Beamten muß der Bauersmann das

lage angeprieſen wird; es iſt blutiger Hohn, wenn die viel
berühmte deutſche Sozialpolitik von neuem als ganz beſonderes
Gnadengeſchenk glorifiziert wirdl!

Dem Reichsverband dämmert es, daß ſeine Behauptungen ein
mehr als ſtarkes Stück ſind. Er wird deshalb ſentimental und
beſchwört die „deutſchen Männer und Frauen“:

„Laßt Euch nicht irre machen von den Volksverführern, die
an der Größe des Vaterlandes und an ſeinen Ein-
richtungen ſich nicht erfreuen können, ſondern ihrem Vater
lande nur durch gehäſſige, übertreibende Kritik glauben dienen
zu müſſen. Laßt Euch nicht die Freude nehmen an dem
Heiligſten und Schönſten, das wir beſitzen, die Freude an Ar
beit und Tätigkeit, die Freude an Familie und Heimat, an
unſerm lieben Vaterlande mit ſeinen ſchönen Wäldern und
Fluren, Bergen und Tälern, die Freude an Staat und Reich,
an der deutſchen Mutterſprache, am Geſang und Lied! Laßt
Euch nicht die Freude nehmen an den Großtaten unſeres
Volkes, an den ruhmreichen Kriegen und Siegen, an Heer
und Flotte! Laßt Euch nicht die Freude nehmen an den zahl
reichen berühmten Männern, die unſer Volk hervorgebracht
hat, an dem Großen Kurfürſten, an dem großen König Fried-
rich III. und an dem großen Kaiſer Wilheln II.,
die Freude an den bedeutenden Staatsmännern, kriegeriſchen
Helden, religiöſen Charakteren, künſtleriſchen Genies, wiſſen-
ſchaftlichen Talenten, kühnen Unternehmern! Laßt Euch nicht
die Freude nehmen, auch wenn einmal nicht alles
nach Eueren Wünſchen gehtl“

Den beſitzenden Klaſſen werden dieſe Rührſeligkeiten
imponieren, auf die darbenden Maſſen, die durch ihre Arbeit
für die Nutznießer des Reiches ſorgen müſſen, machen ſie einen
widerlichen Eindruck.

Uebrigens beglückt uns der Reichsverband mit einer „Berich-
tigung“ Sie lautet- Jn Nummer 12 Jhres Blattes vom
14. Januar bringen Sie unter der Ueberſchrift Ein großer
Krieg ein Glück! die Mitteilung, daß im Potsdamer konſer
vativen Wahlverein Generalleutnant z. D. v. Wrochem einen
Vortrag über Heer und Sozialdemokratie gehalten habe und
daß der Reichsverband die Rede als Maſſenflugblatt verbreite.
Dieſe Mitteilung iſt unwahr. Wahr dagegen iſt: 1. daß
der Vortrag des Generalleutnants z. D. von Wrochem im Pots-
damer Konſervativen Wahlverein, der keine Organiſation des
Reichsverbandes darſtellt, nicht auf Veranlaſſung des Reichs
verbandes gehalten worden iſt, 2. daß der Reichsverband die
Rede des Generalleutnants von Wrochem nicht als Flugblatt
verbreitet, daß vielmehr 3. der Reichsverband von dem Jnhalt
dieſes Flugblattes, das er bis zur Stunde überhaupt noch nicht
geſehen hat, ausſchließlich durch die Wiedergabe in ſozialdemo-
kratiſchen Zeitung Kenntnis erhalten hat. Die Hauptſtelle des
Reichsverbandes gegen die Sozialdemokratie.

Der langen Rede kurzer Sinn iſt, daß nicht der Reichsverband,
ſondern die konſervative Partei die berüchtigte Rede
als Flugblatt herausgegeben hat. Das iſt ziemlich belanglos,
denn die Konſervativen ſind faſt überall dem Reichsverbande
direkt und indirekt angeſchloſſen. Unſere Notiz hatte den Zweck,
einen Satz der Rede des Generals von Wrochem aus dem Flug-
blatte niedriger zu hängen, der da lautete: „Jch würde
es als ein Glück anſehen für Deutſchland, wenn uns ein großer
Krieg aufgezwungen würde.“

Deutſches Reich.
Ein Geſetzentwurf über Unfallfürſorge bei Arbeiten, die

freiwillig zur Rettung von Perſonen und zur Bergung
von Gegenſtänden vorgenommen werden, iſt in ſeinen Grund-
zügen fertiggeſtellt worden. Wahrſcheinlich wird der Entwurf
aber erſt in der nächſten Reichstagsſeſſion eingebracht werden.

Dem Reichstag wird in nächſter Zeit auch der Entwurf eines
neuen See-Unfallgeſetzes zugehen, und die Regierung
legt Wert darauf, daß auch dieſe Vorlage noch verabſchiedet
wird. Jm Jahre 1909 war bereits ein Vorentwurf der öffent-
lichen Kritik unterſtellt worden und unter Berückſichtigung der
Ergebniſſe dieſer Kritik iſt der neue Entwurf dann zur Aus-
arbeitung gelangt. Jn erſter Linie ſoll erreicht werden, daß
eine Beſchleunigung der ſeeamtlichen Unterſuchungen herbei-
geführt wird.

„Fleiſchnotrummel.“ Am Sonntag tagte in Frankfurt
a. Main eine Proteſtverſammlung des Bundes der Landwirte
„gegen die Fleiſchnothetze“. Etwa 1000 Notleidende proteftierten
gegen die Tatſache, daß die Bündler an der Fleiſchteuerung
ſchuld tragen außerdem entrüſtete man ſich über den Kampf der
„Großſtadtpreſſe“ gegen die Fleiſchnot. Die Herren waren
ſämtlich ſatt.

Jn Sachſen ſoll die beſchränkte Fleiſcheinfuhr vor ſich
gehen. Der ſächſiſche Antrag an den Bundesrat auf Fleiſchein
fuhr aus Frankreich iſt vom Reichskanzler im weſentlichen
unter den gleichen Bedingungen wie für Süddeutſchland ge-
nehmigt worden.

Heißt ein Geſchäft! Die Deutſche Landwirtſchaftsgeſell
ſchaft kommt in ihren Mitteilungen auf die Enthüllungen des
Profeſſors Soxleth zu ſprechen und bemerkt dazu:

Jn den Jahren 1800 bis 1909 hat die D.-L.-G. für dieſe
Düngungsverſuche und die damit in Zuſammenhang ſtehen
den wiſſenſchaftlichen Arbeiten insgeſamt 1861571 Mark
ausgegeben. Die Einnahmen, die das Kaliſyndikat als
Rabatte bezahlte, betrugen in derſelben Zeit 7 255 445,40 Mk.
Hiervon wurden an die Bezieher 5 160 231 08 Mk. zurück
vergütet, ſo daß der D.L.G. aus dieſem Geſchäft ein Reſt
betrag von 2 095 214 32 Mk. geblieben iſt.

Die 2095 21432 Mark mußten von den Beziehern der
Kaliſalze aufgebracht werden. Wie hoch der Gewinn iſt, der
dem Kaliſyndikat durch das Wirken der Deutſchen Landwirt-
ſchaftsgeſellſchaft als Commis voyageur zugeſchanzt worden
iſt, kann natürlich auch nicht einmal ſchätzungsweiſe angegeben
werden.

Bündlerparade 1911. Der große Mummenſchanz des
Bundes der Landwirte iſt auf den 20. Februar angeſetzt und
findet heuer nicht im Zirkus Buſch ſtatt, ſondern im Sport-
palaſt. Der Zirkus Buſch vermag angeblich die Zahl der „Not
leidenden“, die in dieſem Jahre nach Berlin kommen werden,
nicht zu faſſen.

Proteſtverſammlung der Beamten. Aus Berlin wird
gemeldet: Jn einer von etwa 3000 unteren Telegraphen- und
Poſtbheamten beſuchten Verſammlung, die am Sonntag in der
Neuen Welt ſtattfand, wurde nach einem Referat des Verbands
ſekretärs Renners der Mißſtimmung über den neuen
Poſtetat Ausdruck gegeben.

Terror der Alleinſeligmachenden. Wegen Verweigerung
des Antimoderniſteneides, iſt dem Oberlehrer Michels-
Oberlahnſtein vom Limburger Biſchof die Maßregelung
angedroht worden. Ob er kuſchen und den ſein Gewiſſen treten
den Pantoffel küſſen wird?

OeſterreichUngarn.
Wenn der Militarismus „reformiert“ wird.

Die Regierung wird im April ein neues Wehrgeſetz
zur Einführung der zweijährigen Dienſtzeit vorlegen,
mit gleichzeitiger Erhöhung des Rekrutenkontin-
gents von 108000 auf 164 000 Mann. Die einmaligen
Koſten dieſer Reform belaufen ſich auf 60 Millionen
Kronen, die fortlaufenden jährlichen Mehrkoſten auf zehn
Millionen.

Frankreich.
Frankreichs auswärtige Politik.

Die Diskuſſion des Budgets des Aeußeren in der
franzöſiſchen Deputiertenkammer iſt zwar nicht beendet, aber
doch erſchöpft. Sie hat nichts ergeben, was die Tatſachen, die
wir in unſerer Beſprechung kurz ſkizziert haben, irgendwie ent-
kräften könnte. Zwei große Reden zeichnen den Höhepunkt
und den Charakter der Debatte aus: Die Rede des Herrn
Pichon und die anſeres Genoſſen Jaurès. Beide Redner
ergänzen einander. Genoſſe Jaurès gab zu dem offiziellen
Text des Miniſters den ſozialiſtiſchen Kommentar.

Es iſt unbeſtreitbar, daß Herr Pichon ſehr geſchickt und für
einen bürgerlichen Politiker ſehr einſichtsvoll geſprochen hat.
Schr geſchickt war es, daß er die mißliche Lage, in die ihn ſein
Bundesgenoſſe gebracht hatte, durch den Hinweis auf die Ab-
kommen mit Jtalien und Deutſchland konterbilanzierte. Nicht
weniger geſchickt war das Loblied auf das Freundſchaftsver-
hältnis mit England. „Es gibt keine Frage, welche die Politik
und die Jntereſſen der beiden Regierungen engagieren, über
welche ſie ſich nicht verſtändigen und ſich nicht im Hinblick auf
eine gemeinſame Aktion und Jntervention ins Einvernehmen
ſetzen.“ Für Oeſterreich und die Türkei hatte er nur ſchöne
Worte. Dann kam das Hauptſtück: Das Verhälinis zu Ruß-
land. Herr Pichon mochte noch ſo emphatiſch bebaupten, daß
„vor wie nach Frankreich und Rußland aus ihrem Bündnis eine
der unveränderlichen Grundlagen ihrer Politik machen, ein
Bündnis, „das niemals gegen i endwen Angriffsgedanken
enthalten hat“, er wird nur wenige überzeugt haben, daß ſich
nichts geändert hat.“

Genoſſe Jaurèös unterſtrich denn auch die hinterfällige Politik

Geld hintragen, wo er das ganze Jahr mit ſeinem Schweiß
verdienen muß. Das iſt in Amerika nicht; da leben wir ſo
gut jede Mahlzeit wie die Herren Beamten in Deutſchland.
Solange der Bauer bei euch noch einen Kreuzer im Beutel
hat, ſolange iſt er immer zufrieden und gibt her, was er hat;
da kann man freilich dem Dienſtboten nicht ſo viel Lohn
geben. Bei uns, was einer ſich mit Rechtem erworben hat,
das gehört ihm, und er läßt dann ſeinen Dienſtboten ſo viel
zukommen, daß ſie mit der Zeit auch Herren werden können.
Wo will bei euch daheim einer weiter kommen Wenn einer
ein armer Teufel iſt, dann bleibt er es eben ſein Lebtagl
Hier iſt auch keine Polizei und kein Gendarm; wenn wir
gerade beiſammenſitzen des Nachts, gehen wir heim, wenn
es uns freut, manchmal ſpät, auch manchmal früh. Hier
gibt's keinen Unterſchied unter den Menſchen, einer iſt ſo gut
wie der andere. Mein Herr muß mir die Ehr' antun, wie
ich ihm; er zahlt mir den Lohn, ich tu' ihm die Arbeit, und
im übrigen ſind wir gleich, wie's auch recht iſt. Der Beamte
iſt hier unſer Beamte und muß tun, was uns zum Nutzen
iſt und was wir gerne ſehen und grad ſo der Pfarrer auch.
Jn Amerika hat man keinen Reſpekt vor ſo einem, als ob's
unſer Herrgott ſehlber wär'! Man läßt ſich von ihm unter-
richten, aber nichts dreinreden und befehlen. Wenn der Bauer
in Deutſchland zum gnädigen Herrn aufs Gericht muß, da
ſchlottern ihm die Kniee; und wenn ihn der Pfarrer einmal
krumm anſieht, da meint er, er hätt' ein Verbrechen begangen
und er wär' ein ſchlechter Kerl. Wie können die Menſchen
nur ſo einfältig ſein! Jſt nicht einer den andern wert, und
muß ſich nun einer fürchten vor dem andern und ſich ab-
ängſtigen aus lauter Dummheit? Solch elende Leut' ſollte
man nach Amerika ſchicken, da würden ſie bald anders wer-
den! Jch hab' die Herren grad nicht ſo arg gefürchtet wie
mancher andere, aber doch noch viel zu viel, und ich kann
jetzt gar nicht begreifen, wie ich ſo ein Narr hab' ſein können!
Was der Menſch aus ſich macht, das iſt erl Wer ſeinen
Charakter nicht behauptet, iſt ein Tropf und an ſeinem Elend
nur ſelber ſchuld! Liebe Mutter und Geſchwiſter, ich zweifle
daran, Deutſchland noch einmal zu ſehen; ich wüßte nicht,
was ich draußen tun ſollte. Den Herren einen Sklaven
machen? Nein, das tu' ich nicht, und ich danke Gott,
daß er mir dies eingeprägt hat. Lebt alle wohl und geſund;
mit dem nächſten Brief will ich euch ein Päckchen Taler ſchicken,
und lang wird's nimmer dauern, ſo kann ich euch auf mein
Gut nach Amerika einladen!“

Dieſer im erſten Amerika-Stolz geſchriebene und ſchon eine
gewiſſe Journalbildung verratende Brief übte auf unſern
Schneider die tiefſte Wirkung. Das Selbſtgefühl des Andres
erhob ſeine Seele, die verachtungsvollen Ausdrücke über die
Furchtſamen trafen ihn ins Herz; aber er las ſie nicht klein

laut, ſondern mit Kraft, denn er wollte ſich ja ſtrafen durch
die Wahrheitl! Jndem er die Schwäche ſeines Weſens mit
dem neuen Amerikaner verdammte, tilgte er ſie weg und
konnte völlig eins werden mit ihm. Die letzten Sätze las er
mit einer Miene, als ob er der Andres ſelber wäre und als
ob ſich die Herren im Ries nun vor ihm zu verkriechen hätten.
Nachdem er eine Minute bedeutſam w. J gab er der
Witwe den Brief zurück und ſagte: „Der Andres iſt ein
Mann, vor dem man Reſpekt haben muß. So iſt's, wie er
ſagt, und nicht anders!“ „Nicht wahr verſetzte die ge
chmeichelte Mutter; „er ſchreibt beinah ſo ſchön wie ein
farrer!“ „Bah,“ entgegnete Tobias verächtlich, „wie ein

Pfarrer! Die wann ſo ſchreiben könnten, ja, dann wär's gut!
Aber ſo kann man nur in Amerika ſchreiben, ſonſt nirgends
in der ganzen Welt!“ Er ergriff den Krug, dem er ſchon
während des Leſens zugeſprochen hatte, und leerte ihn mit
einem Zug, heroiſch wie ſeine Empfindungen. Dann zahlte
er und fragte die Alte, ob ſie mit ihm nach Hauſe gehen
wollte. Dieſe war mit der Halben, die ſie ſich hatte bringen
laſſen, gleichfalls zu Ende und freute ſich, auf dem Heimweg
„einen Unterhalt“ zu haben.

Wie ſie hintereinander den Fußweg hingingen, der fie
nach Hauſe führte, war die Unterhaltung doch nicht ſo groß,
wie das Weib gehofft haben mochte. Den Geiſt des Schnei-
ders beſchäftigte das Geleſene. Er ſah mit rotem Geſicht
ſchweigend vor ſich hin zuweilen erhob er den Kopf, blickte
ſtolz und wild in die blaue Luft und nickte gewichtig. Schon
hatten ſie die Hälfte des Weges hinter ſich, als er endlich
den Mund öffnete und ſeine Gedanken verratend ſagte: „Das
muß ein merkwürdiges Land ſein, das Amerika!l Euer Andres
hat mit der Sprach' gut fortgekonnt, ſchon wie er noch hier
geweſen iſt; aber ſo einen Brief ſchreiben! ſolche Dinge
ſagen! Das muß ja eine Luſt dort ſein, wo einem die Dumm-
heit von ſelber vergeht und wo man geſcheit und kuraſchiert
wird im laf!“ „Ja, ja, 's iſt wahrhaftig wahr,“ er
widerte die Alte; „wer hätte das geglaubt?“ Tobias fuhr
ort: „Und Geld verdient man ſich auch mehr als der Brauch

iſt! Kreuzſaterment da begreift man ja gar nicht, warum
nöch ein Menſch bleiben mag in dem Deutſchland dal“
„'s iſt ſchier ſo,“ verſetzte das Weib; „aber es kann halt
auch nicht gleich jedes ſo fort, wie's will.“ „So iſt's,“ be-
merkte der Schneider. „Mancher könnt' aber wohl fort, und
ging auch fort, wenn er wüßt, wie's wär'! Jch glaub', es
werden noch viele hineingehen von unſerer Gegend.“ „'s8
kann wohl ſein,“ verſetzie die Alte. Tobias verſtummte
wieder und verharrte in ſeinem Schweigen, bis ſie ans Dorf
kamen.

Gortſetung folgt.
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Rußlands, das zweimal insgeheim, mit Oeſterreich wegen der
Annexion BVosniens, mit Deutſchland wegen der Bagdadbahn
und der Erdroſſelung Perſiens, Verträge geſchloſſen hat, ohne
ſeinen Verbündeten zu verſtändigen. Er wandte ſich beſonders
gegen die „Gefolgſchaftsdiplomatie“ Frat.kreichs gegenüber
Lußlands und empfahl eine Vermittlerrolle in dem möglichen
Konflikt zwiſchen England und Deutſchland. Schließlich emp
fahl er wieder die Beilegung aller Konflikte durch internatio-
nale obligatoriſche Schiedsgerichte. Auch Herr Pichon hatte
geſagt: „Heute würde man keinen Krieg mehr ohne
die Zuſtimmung der Völker führen können, und das
iſt nicht die geringſte der Friedensgarantien.“ Wir ſtellen
ſchließlich noch feſt, daß von keiner Seite irgendwie aggreſſive
Ausfihrungen gegen Deutſchland gemacht worden ſind.

Der Genoſſe Jaures führte am Freitag in der franzö
ſiſchen Kammer ſeine große Rede für den Weltfrieden und
eine deutſch- franzöſiſche Annäherung zu Ende.
Wir entnehmen ihr u. a. noch folgende Abſätze: Die Kraft
der Jdeen erhebt uns allmählich bis zu dem Niveau, wo Ver-
ſöhnungen möglich und Kriege folglich gegenſtandslos und ohne
Entſchuldigung ſein werden. Jaures erklärte weiter, Frank
reich müſſe Marokko ein Beiſpiel der Achtung vor der Ge-
rechtigkeit und der Unabhängigkeit geben. Die größte Gefahr
für den Weltfrieden würde in einem Zuſammenſtoß Deutſch
lands mit England liegen, aber dieſer Zuſammenſtoß würde
nur dann ſtattfinden, wenn eine der beiden Nationen hoffe,
Frankreich mitzuziehen in der Art, daß es berufen würde,
Schiedsrichter des Konflikts zu ſein und eine Art Liga der
Neutralen zu bilden. Jaures kam ſodann auf den Plan eines
allgemeinen Schiedsgerichts und ſagte: „Frankreich muß für
dieſen Plan die Jnitiative ergreifen, denn die Jahre ſchwinden
dahin und die Erinnerungen können ſich abſtumpfen. (Lebhafte
Proteſte von vielen Bänken.) Auch den Elſaß-Lothringern
wird es viel leichter ſein. ihre Forderungen in einer
Atmoſphäre des Friedens geltend zu machen.“ Jaures ſchloß
mit den Worten: „Es iſt an Frankreich, ein Führer der Welt
zu ſein in der friedlichen Beilegung von Konflikten.“ (Leb-
hafter Beifall auf der äußerſten Linken.)

Nach der Rede von Jaures wurde die Beratung über das
Budget ausgeſetzt. Die Kammer verhandelte hierauf Jnter-
peſlationen über die Rolle, die der Arbeiterverband ge-
ſpielt habe. Berry verlangte die Auflöſung dieſes Verbandes,
der den gewerkſchaftlichen Boden verlaſſen habe um Ausſtände
zu ſchüren und unpatriotiſche Geſinnung zu fördern. Hierauf
wurde die Fortſetzung der Verhandlung über die FJnterpella-
tion auf nächſten Freitag vertagt und die Sitzung geſchloſſen.

England.
Ein Streik der Seeleute

wird in England in der nächſten Zeit erwartet. Verſchiedent
lich taucht das Gerücht auf, der zu erwartende Streik werde
internationalen Charakter annehmen. Was bis jetzt
über dieſen angeblich geplanten Ausſtand verlautet ſind nichts
als vage Vermutungen. Nach dem Reuterſchen Bureau ſoll
indes die Möglichkeit vorhanden ſein, daß in einigen Mo-
naten ein weitreichender Ausſtand der Seeleute und Trans-
portarbeiter ausbricht, an dem auch die Seeleute in
Deutſchland, Schweden, Norwegen, Holland, Belgien,
Dänemark und in den Vereinigten Staaten von Nordamerika
teilnehmen würden. Die Gewerkſchaft der Londoner Seeleute
erklärte auf eine Anfrage, ſie habe über die Möglichkeit eines
Ausſtandes keine Erklärung zu machen.

Portugal.
Der Eiſenbahnerſtreik

gibt der reaktionären Preſſe Deutſchlands, die ſich immer noch
nicht an den Gedanken gewöhnen kann, daß Portugal ſeit
nahezu vier Monaten Republik iſt, wieder reichlich Gelegenheit,
die politiſche Lage des Landes grau in grau zu malen. Ge-
fliſſentlich werden die Zuſtände im Lande ſo dargeſtellt, als
ob das republikaniſche Regiment jeden Augenblick zuſammen
brechen könne und das Volk nur auf den Moment warte, den
Helden- und Gottesgnadenjüngling Man uel wieder auf
ſein Thrönchen zu ſetzen. Daß ihm nur das Warten nicht zu
lang wird! Angeblich ſoll das Volk gegen die Strei-
ken den Partei ergriffen haben, und zwar deshalb, weil der
Streik der republikaniſchen Sache Schaden zufügen und ſie
gefährden könne. (7) Dieſe Stellungnahme des Volkes vor-
ausgeſetzt, daß die Meldungen richtig ſind würde aber ge-
rade beweiſen ſo verkehrt ſie an ſich auch ſein mag daß
der republikaniſche Gedanke im Volke feſte Wurzel gefaßt hat.
Von mehreren Arbeitervereinigungen und von
republikaniſchen Verbänden ſollen Aufrufe erlaſſen
worden ſein, in denen die Bevölkerung aufgefordert wird, die
Ausſtändigen mit Rückſicht auf die Republik nicht
zu unterſtützen. Der republikaniſche Gemeindeausſchuß von
Liſſabon hat einen Aufruf erlaſſen, in welchem der Aus
ſtand für „unzweckmäßig“ erklärt wird; die Arbeiter werden
aufgefordert, die Arbeit wieder aufzunehmen, da neue Geſetze
von dem konſtituierenden Parlament erlaſſen werden können.

x

Die Bevölkerung iſt gegen die Streikenden noch immer ſehr
aufgebracht und mißbilligt den Ausſtand. (21)

Wie der B. L. aus Liſſabon meldet, iſt es zu Zuſammen
ſtößen zwiſchen den Streikenden und dem „Volk“ gekommen.
Jm ganzen Lande herrſcht „große Entrüſtung“ gegen die Hal-
tung der Ausſtändigen, die der ökonomiſchen Lage die ſchwer-
ſten Schädigungen zufügen. Jn Beja erzwang das ungedul-
dige Volk die Abfahrt eines Zuges, der aber nicht weit kam.
Es kam zu Zuſammenſtößen, bei denen eine Anzahl Streiken-
der feſtgenommen wurde. Jn Liſſabon hatten ſich die Strei-
kenden verſchanzt und verteidigten bewaffnet das Bahnhofs-
gebäude. Sie warfen die Menge hinaus und verſchloſſen die
Eingänge.

Jn Liſſabon ſind nun auch noch die Gas arbeiter
in den Ausſtand getreten. Die Straßen ſind in Dun-
kel gehüllt. Die ſtädtiſchen Löſchmannſchaften wurden auf
gefordert, in den Gaswerken zu arbeiten, damit in den Woh-
nungen in beſcheidenem Maße Gasbeleuchtung vorhanden
bliebe. Der Streik der Gasarbeiter wird auf eine monarchi-
ſtiſche Agitation (7) zurückgeführt.

C'rkei.
Jungtürkiſche Barbarert.

Der junge liberale „Ruhm“ der jungtürkiſchen „Freiheits-
kämpfer“ iſt eitel Blendwerk. Von dem brutalen Vorgehen des
herrſchenden Syſtems gegen die Arbeiterbewegung
wurde ſchon in den trefflichen Berichten des Genoſſen Parvun s
und neuerdings auch vom Brüſſler Jnternat. Bureau erzählt.
Aber auch oppoſitionelle bürgerliche Elemente werden nicht
menſchlicher behandelt. Der demokratiſche Abgeordnete Riſa
Nur, der ſich der Regierungsclique fernhielt, wurde unter der
Anklage hochverräteriſcher Umtriebe, angeblich mit dem früheren
Geſandten in Stockholm, Scherif Paſcha, begangen, verhaftet,
zuſammen mit ſeinen Freunden. Der Prozeß endete mit Frei-
ſprechung und einigen kleinen Strafen. Aber im Parlament
ſtellte der Demokrat Lütſi Fikri feſt, daß in der Unter-
ſuchungshaft die Angeklagten der Folter ausgeſetzt, zur Er
zwingung von Geſtändniſſen bis aufs Blut gepeitſcht wur-
den. Das Verlangen einer Unterſuchung dieſer ſchimpflichen
Sache wurde auf dringendes Verlangen des Großweſirs mit
93 gegen 73 Stimmen abgelehnt. Da 60 Abgeordnete ſich
ron der Abſtimmung gedrückt hatten, iſt der Sieg der Regierung
nicht gerade überwältigend. Wichtiger aber iſt, daß es immer
klarer wird, wie wenig das herrſchende Syſtem ſich von dem
verdrängten des Abdul Hamid im Weſen unterſcheidet. Die
Hauptarbeit der inneren Reform iſt noch zu vollbringen.

Marokko
Ein ſcheußliches Verbrechen.

Mogador, 15. Januar. Der Scheich von Konbbau hat den
Sohn des Scheichs von Bezmaa blenden laſfſen, indem er idm

flüſſiges Blei in die Augen träufeln ließ.
Jnfolge dieſer Schändlichkeit befürchtet man Kämpfe unter
den Eingeborenen.

Japan.
Der Juſtizmord an den japaniſchen Sozialiften.

Herr Dr. Guſtav Landauer, der in einer Reihe von Zei-
tungen zu einem öffentlichen Proteſt gegen das Vorgehen der
japaniſchen Regierung aufgefordert hatte, ſchreibt dem Vor-
wärts:

„Meinem Proteſt gegen den Geheimprozeß, den die
japaniſche Regierung gegen 26 Sozialiſten und
Anarchiſten führt, haben ſich weit über 1000 Männer und
Frauen aus allen Berufen in Deutſchland und der Schweiz
angeſchloſſen. Jnfolge eines Brieſes, den ich daraufhin an
den japaniſchen Botſchafter gerichtet habe, hatte ich am Frei-
tag, den 13. Januar, eine längere Unterredung mit dem Bot-
ſchaftsrat Dr. Hata. Aus dieſem Geſpräch, ebenſo wie aus den
Behauptungen der Botſchaft in London, ergibt ſich folgendes
Bild, das die japaniſche Regierung für wahr gehalten haben
will.

Das Verfahren, gegen das wir proteſtiert haben, ſei nur ein

vorbereitendes geweſen, entſprechend der Vorunterſuchung, die
auch bei uns geheim geführt werde. Der Prozeß finde vor dem
höchſten japaniſchen Gericht ſtatt, habe am 15. Dezember be-
gonnen, und das Gericht habe auf Grund geſetzlicher Beſtim
mungen die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen. Ueber
die Vorgänge bei dieſem Prozeß, ob er beendet ſei, ob ein
Urteil geſprochen ſei, behauptet der Botſchaftsrat, keine
Nachricht zu haben, obwohl er zugibt, daß auch nach japa-
niſchem Recht die Verkündung und Begründung des Urteils in
voller Oeffentlichkeit ftattfinden müſſe. Dagegen behauptet er,

und engl. Stoffen (M. 139-28).

I ist einzig in sciner Firt!

die Angeklagten hätten bereits in der Vorunterſuchung ihr

Paletots in ſchwarz, blau und farbig
(M. 49*—18). Paletots in Aſtrachan und Sammet (M. 12-40). Abend-

Verbrechen geſtanden, das in der Vorbereitung zur Anlegung
von Minengängen nach dem kaiſerlichen Palaſt, um ihn in die
Luft zu ſprengen, beſtanden habe. Jrgend etwas über den
angeblichen Anteil der einzelnen 26 Perſonen an dem Plan
war nicht zu erfahren.

Das einzige Beweisſtück, womit die Botſchaft ihre Behaup-
tungen ſtützen will, iſt ein Bericht der Nordd. Allg. Ztg.,
dem man die offiziöſe Liebedienerei gegen die japaniſche Regie-
rung auf hundert Schritte anſieht. Der Votſchaftsrat hat
ſchließlich, als ich ihn bedrängte, keinen Zweifel daran gelaſſen,
daß er die Hinrichtung der 26 Angeklagten für ſelbſtverſtändlich
hält und hat den Gedanken an die Möglichkeit einer Be
gnadigung ausdrücklich und ſchroff zurückgewieſen. Jch ge-
ſtehe, daß ich ihn mit dem Zweifel verließ, ob die 26 Ange-
ſchuldigten überhaupt noch leben!

Wir ſtehen alſo vor einem hermetiſchen Geheimnis und
kennen nichts, als die Behauptungen der japa-
niſchen Regierung. Das Geſpräch auf der Botſchaft
aber begann der Herr Rat mit den Worten: Japan iſt ein
Rechtsſtaat; die Verwaltung hat keinen Einfluß auf die Ge-
richte

Jch bemühe mich, weiteres zu erfahren. Wer den VProteſt,
das einzige Mittel der Einwirkung, das wir leider haben,
unterſtützen will, wende ſich nunmehr direkt an die japaniſche
Botſchaft, deren Adreſſe im Adreßbuch zu finden iſt.“

Aus der Partei.
Uebertritt eines ſchwediſchen Profeſſors zur Sozialdemokratie.

Der bekannte Nationalökonom Profeſſor Guſtav Steffen
hat ſich am Dienstag in Stockholms Arbeiterkommune, der
Ortsabteilung der ſozialdemokratiſchen Partei Schwedens, zur
Aufnahme gemeldet. Sein Name, als einer der bedeutendſten
Nationalökonomen Skandinaviens, iſt weit über die Grenzen
Schwedens hinaus bekannt. Er ſtudierte urſprünglich die
Naturwiſſenſchaften, wurde jedoch in den Jahren 1885--1887,
als er ſich in Berlin aufhielt, dermaßen von den ſozialen Ver
hältniſſen ergriffen, daß er ſich mehr und mehr der National-
ökonomie zuwandte. Dann lebte er zehn Jahre lang in Eng-
land. Studien zur Geſchichte der engliſchen Lohnarbeiter, drei
Bände, 1901--1905 in deutſcher Sprache erſchienen, ſind ſein
Hauptwerk. Seit 1903 war er Profeſſor der Nationalökonomie
an der Hochſchule zu Göteborg, und erſt vor kurzem
wurde er nach Stockholm berufen.

en.Waſerfſände.

bedeutet über, unter Null).
Unſtrut und Saale.
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Artern, Brückenpeg. 13. Jan. -0,60 14. Jan. -0,56 0,04
Nebra, Oberpegel 2,10 2,08 0,02Unterpegel. 42 r 1,421Weißenfels, Oberpg. „72,46 246Unterp. 70,28 c0,20 0, sTrotha. 71,96 1,88 0,08Alsleben, Oberpegel r2,41 2,45 0,04

Unterpegel 171,55 c1,52 0,03Bernburg 16 c 1,09 0,07Kalbe, Oberpegel l 38 1,65 0,03üÜnterpegel z s s oElbe.
Dresden 13. Jan. --0,72 14. Jan. --0,84 0,12
Torgan rrI1,58 1,48 0,10Wutenberg r2,56 2,52 09,04Roßtzian 96 1,91 0,05Barbo i 606Magdeburg 71,80 r 1,75 0.05

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Parter-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewertſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Niebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
HKasparek, ſämtlich in Halle.

Hohenlohe
tiafermen

ist cie einzig richtige
Kindernahrung, wo

Muttermilech fehlt. Es verhdtet Erbrechen
und Durchfall und hat sich bei englischer

Krankhelt vorzüqiich bewährt.

Er gibt moderne gute Sachen billiger als man ſonſt zurückgeſetzte kauft!

Was jetzt noch da iſt: Koſtüme in blau und ſchwarz Tuch, Cheviot fängt an!

mäntel und Capes, ſchöne Farben (M. 5*-22). Fertige Kleider für jeden Zweck, auch VBallkleider
(M. 15-28). Bluſen aller Art reizende Sachen in Wolle, Tüll, Seide 2c. (M. 29-79). Röcke lang
und fußfrei, beſonders gute ſchw
Kindermäntel M. 29—4).

Röcke! (M. 7-21). Sportrö cke blau und engliſch (M. 27*—6).
Man ſehe nur die Fenſter!
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im Lotal zum Preiſe von 28 Pfg. zu
Hierzu ladet Freunde und Bekannte herzlichſt ein Der Vorstand

MASKENBALI,
m rergiederen Veberraschungen

findet Sonntag, 23. Janugr, im Richterſchen Lokale ſtatt.
Kaſſenöffnung G Uhr

Vorzugskarten ſind von bahnen Mitgliedern ſowie
en

ötcdſtentet galt
trektion: Geh. heiret M. Riehbards,

Ferrruf 1131.
Dienstag den 17. Januar 1911:
122. Abonnent.-Vorſt. 2. Viertel
Schülerkarten Mk. 1.10 an der

Tagos- und Abendkassv.
Aer Kaufmann v. Venedig

Schauſpiel in 5 Akten
von William Shakeſpeare.

Kaſſenöffn. 7 Uhr.
Ende gegen 1974 Uhr.

Mittwoch, d. 18. Januar 1911:
Nachmittags 4 Uhr:

Weihnachts Kinder- Voritellung
zu kleinen Preiſen.
Zum ketzten Male

mit neuer glänzender Ausſtattung

Joörnrösgen.
Weihnachts-Ansſtattungs-

Komödie mit Geſang und Tanz
in 5 Vildern

von C. A. Görner.
Abends 72 Uhr:

123. Vorſtellung i. Ab. 3. Viertel.

Xovkat! Zum Male: Kvin!

von Hermann Bahr.
Morgen u. jeden Dienstag

e 2 ch achte fe ſt.
Joh. Flsohor,Gr. Goſenſtr. 39.
Jeden Dienstag

Schlachtefest,
O. Grabaum,

Wensfelderſtraße Nr. 8.

Dienstag:
Schlachtefeſt.

Wilh. Nogoel,
Glauchaerftrase 28.

Dienstag
D. Schlachtefext.

Larl Sohade,
Krauſenftraße 15.

äumfuhren jeder Arz be in.
RAlb. 4ckermano, Mühlbero 18.

Arbeitsmarkt.

RA AXAKARAK
Junge Mädchen, nur acht

barer Familie, mit guter
X Schulbildung finden zu

Ostern Stellung als

„Lernende“
gegen monatl. Vergütigung.

äiex tüchel
e

Gesuoht von lelstungs-
Whiger Fabrik ren
dlianzenvutter

für grössere Berirke,
Bacrkern got eingefkrte

252

SReisende
gesen ſestes Gehalt und Pr.
ricion Ptlangenbuter tali.
nieht atar das Slargarine
geret, und wird deshalb nicht
als Mergarine faktarieov).

Offerten mit Refere, o
n II. N. 1932 befördert
Rudol Mosse Haunbarg.

m

Backer-Lehring
findet Oſtern Stellung, bei wöchent
lichem Taſchengeld
Hart Bäume Bäckermeiſter

T zboritz 12ietehen
Schlosserlehminge

2 (ohne Koſt) erhalten Stelle vurch

L den Arbeitsnachweis der

n gr.Tuiw an 90e tigen
eſucht.

Anf. 7 2 Uhr.

z

Dienstag den 17. Januar abends S Lhr
im großen Saale des Volksparkes

Lieder und Stimmungen

FARVA DELVARD

Ianc HEnRy
Moderne Kammerkunſt:

Alte deutſche und franzöſiſche Lieder zur Laute.
Hiſtoriſche Koſtüme Echte Bauerntrachten.

Eintrittskarten a 30 Pf. find zu haben: im Partei u, Arbeiter
fekretariat, in allen Gewerkſchaftsbureaus, allen Verkaufsſtellen des
Konſumvereins, in der Volksbuchh andlung und der Expedition des
Volksblattes, Harz 42-43, fowie bei A. Albrecht, Zigarrenhandlung,
Lindenſtraße 54, E. Bendlin, Zigarrenhandlung, TorſtraßeJ. Schneider, Zigarrenhandlung, Beeſenerſtraße 23, J. Sanow,
Jigaerenhandinng, Geiſtſtraße 5, Paul Leuſchner, Zigarrenhandlung,

Mittelwache 9, P. Friſeur, Triftſtraße 2, R. i
bauch, Friſeur, Kl. Klausſtraße 11 und Volkspark, Burgſtraße 27.

W Das Mitgliedsbuch braucht nicht mehr vor
gezeigt zu werden.

72
Bildungs-Ausſchuß, Halle
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Madenwüärmer
a Antwurm. Mit genauerz Anweif 1,20 dei Einf. von 1,40 ftanko

Hacaaa Gunsten 10. La a 2.0, M Ria h W. 1
ratoriun. Droren 8 Depots in a 6 a. Enge 222 Roh-Apotheoko. Mohonzollerua-Apothoko, Cöwon-

S Droe der Heu w.

Militärstiefel
neue und getragene Halbſtiefeld S ietsatun nüAuswagzl. verkauft z

4 Sternicmt. Alter
arkt 31.

Apollo- Theater
Direktion Gustav Pollor.

Ab heute, d. 16. Jan.: Völig noues Programm

Gastspiel von Leonnardy askel
mit ſeinem Enſemble.

Die tollote aller Burlegkens
die Venus von Rilo

mit Haskol in der Hauptrolle.

Noch nie gewesener Lacherfolg.
Vorher der grandiofe Spezialitätenteil:

Zum 1. Male in Europa Zum 1. Male in Europa

Chung àLing hee Croupe,
6 Herren, 2 Damen.

Chineſiſche berer, Gankler, Equilibriſten uſw. in ihren
prächtigen Nationaltrachten ſowie Bühnenrequiſiten in Seiden

und Goldſtickereien.
Eigene prachtvolle Original-Chineſiſche Dekoration.

Zum 1. Male: Chinesisohe Zopfarbeit.

Thee G Rockets,
akrobatiſch muſikaliſches Damen-Enſemble.

William Schüſf mit seiner Gattin
Frau Therese Schüäff- Delina

Jmproviſator und Klavierhumoriſt.

Vorty,
Lumpen-Kolofſal-Gemälde,

Schreiben Sie dieſer
Frau Wenn Sie einem Manne das

Trinken abgewöhnen wollen.
Sie tat dies erfolgreich bei ihrem Manne, Bruder und viele ihrer
Nachbarn und nun will ſie Jhnen in freimütiger Weile von dieſer
einfachen Methode erzählen, die ſie mit ſo gutem Erfolge anwandte.

Dieſe Methode kann an dem
Trinker unbemerkt angewandt
werden und Jhre Privat-
angelegenheiten bleiben vor
der Oeffentlichkeit bewahrtk.
Frau Anderſon iſt bemüht
andern zu helfen und deshalb
raten wir ernſtlich jedem
unſerer werten Leſer der einen

heute zu ſchreiben. Wenn
Sie ihr ſchreiben, wird ſie
hnen erzählen, wie Sie

ihren Mann von der Trunk-
ſucht befreite.

e Sie verlangt nichts für dieſee Hilfe und es iſt darum keinr. Grund vorhanden, warumx Sie nicht ſofort an ſie ſchreibenJ r ſollten. Natürlich erwartet7 ſie, daß Sie ein perſönlichese 7 Intereſſe daran haben, jemand
3 von der Trunkfucht befreit zuFrau Margaret Anderſon, ſehen und nicht etwa aus bloßer

die ihren Maun von der Trunkfucht Neugierde anfragen.
befreite Schicken Sie Jhren Brief

vertrauensvoll an ihre Adreſſe:
fran Margaret Anderson, 21, Unden Sr. Nlbourn, H. T. Amerika

oder um es noch leichter für Sie zu machen, ſchreiben Sie deutlich
Jhren Namen und volle Adreſſe auf den unten beigefügten Coupon
und ſenden Sie ihr dieſen.

Das Briefporto nach Amerika iſt 10 Pfennige.
m

Mrs. Margaret Anderſon,
21 Linden Straße, Hillburn, New York, Amerika.

Bitte ſchreiben Sie mir, wie Sie Jhrem Manne das Trinken
abgewöhnten, da ich mich perſönlich für jemand, der trinkt,

int ere.e Bitte ſchreiben Sie ſehr deutlich)

Name

Wohnort

Straße und Hau zuummer

Poſtamt
Provinz

Für Verelne, Wirte
Narren-Kappen, Bookhiermützen in unüber-

troffener Auswahl zu Fabrikpreisen.
Georg Hild, Hahesche Kartonnagen- Fabrik

L.-Wuchererstr. 28. Fernruf 2864

Haut-Bleichereme
C

u bleicht Geſicht und Hände in kurzer Zeit rein weiß. Wirk
robtes unſchädliches Mittel gegen unſchöne Hautfarbe, Sommer

oſſen, Leberflecke, gelbe Flecke, Hautausſchläge. Mit ausführl. Anweiſ.
bei Einſend von 1.20 W a hlor oLaboratorium „Leo“, Dresden R. 1

Depots: Löwen-, Hirſch-, Hohenzollern und Engel- Apo
theke. Drogerien: W. Hoefer, Geiſtſtraße 59/60; O. Baliin jr.,
Leipzigerſtraße 63; Neumarkt Drogerie, Bernburgerſtraße 32
J Ludwig Wuchererſtraße 75; Kaiſer Drogerie,
L. Wuchererſtraße 31. Medizinal-Drogerie Gr. ülrichſtraße 30
ScwanenDrogerie, Leipzigerſtraße, Ecke Polſtraße.

an verlange echt „C

Hakulatur eben lalerche benorenerchatn Ducterei

9 Verkeger: vorm Aug. Groß jetzt S. JEhn g. Sämt, Halle a. S.

Lieben hat, der trinkt, ihr noch
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Halle a. S., Dienstag den 17. Januar 1911
Deutſcher Reichstag.

106. Sitzung. Sonnabend, den 14. Januar 1911, vormittags 11 Uhr.
Zunächſt wird die dritte Leſung des Geſetzentwurfs, betr.

Aenderung des MilitärStraangenommen. e fgeſetzbuchs debattelos
KHenderung des Strafgeletzbuches.

Die Forkſetzung der zweiten Veratung des Geſetzentwurfs,
betr. die Aenderung des Strafgeſetzbuches beginnt bei dem neu
eingefügten Paragraphen, der beim Diebſtahl geringfügigerBegenſtände aus Not (Notdiebſtahl) Geldſtrafe bis zu 300 Mart
and Gefängnis nur bis zu drei Monaten zulaſſen will.

Abg. Dr. Becker-Köln Zentr.): Bei milde liegenden Fällen.
ſollte überhaupt nicht auf Gefängnis erkannt werden. Jch will
jetzt keinen Antrag ſtellen, aber dieſe Anregung ſollte bei der
Abfaſſung d s neuen Strafgeſetzbuchs berückſichtigt werden.

Staatsſekretär Lisco ſagt Berückſichtigung des Wunſches zu.
Die Diskuſſion über den Paragraphen betr. Milderbeſtrafung

des Mundraubs und des Betrugs aus Not wird verbunden mit
der Diskuſſion über den Antrag Albrecht (Soz.), das Bet-
teln aus Not ſtraflos gelaſſen oder mindeſtens den Richtern die
Möglichkeit gegeben, es ſtraflos zu laſſen.
Abg. Frohme (Soz.) begründet dieſen Antrag. Die Re-

gierung hat ja ſelbſt in der Begründung der Vorlage geſagt,
die Not kann einen ſonſt rechtſchaffenen Menſchen aus der
geſetzlichen Bahn reißen, auch Herr Gröber hat das Betteln
aus unverſchuldeter Not ſtraflos laſſen wollen. Daher müßte
zum mindeſten dieſer Antrag angenommen werden. (Bravo!
b. d. Soz.)

Abg. Dr. Müller-Meiningen (Fortſchr. Vpt.): DerPrinzipalantrag Albrecht würde direkt zum Bettein heraus-
fordern höchſtens kann der Eventualc ntrag angenommen wer-
den, wonach Strafloſigkeit eintreten kann.

Geheimrat Joel bittet, den Antrag Albrecht abzulehnen,
da bei dieſem Notgeſetz dieſe prinzipielle Frage nicht erledigt
werden könne.
Abg. Stadthagen (Soz.): Es iſt ungeheuerlich, daß

ein Richter
auf eine Gefängnisſtrafe erkennen muß, wo er am liebſten

freiſprechen möchte.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Nicht der darf beſtraft werden, der
aus Not bettelt, ſondern die Geſellſchaft müßte beſtraft wer-
den, die einen Menſchen in eine ſolche Not kommen läßt. (Sehr
richtig! b. d. Soz.) Es gibt ja auch Fälle, wo nicht aus Not
gebettelt wird, wie z. B. wenn Häuptlinge wilder Völkerſtämme
um Erhöhung ihrer Einnahmen einkommen (Große Heiterkeit
b. d. Soz.) oder wenn Agrarier um Liebesgaben betteln. (Sehr
gut! links.) Auch der Bettler hat Anſpruch auf Gerechtigkeit.
(Bravol b. d. Soz.)

Abg. Gröber (Zentr.) beantragt, den ſozialdemokratiſchen
Antrag dahin abzuändern, daß geſagt wird, wenn das Betteln
in unverſchuldeter Notlage erfolgt, tritt Strafloſigkeit ein.

Geheimrat Joe! und die Abgg. Dr. Heintze (natl.) und
Dr. Wagner (konſ.) bezeichnen auch den Antrag Gröber als
unannehmbar.

Abg. Dr. Frank (Soz.): Nicht nur das Betteln, ſondern
auch das Landftreichen aus unverſchuldeter Not müßte ſtraflos
ſein. Der Bettel iſt faſt immer

ein Verſchulden der Geſellſchaft.
Unſer Antrag will, daß der Richter nicht ſchematiſch entſcheidet,
ſondern den einzelnen Fällen nachgeht. Die Menſchlichkeit
r t nicht die Bequemlichkeit des Richters. (Zuſt.

d. Soz.
Abg. Gröber (Zentr.): Anſprechen um Unterſtützung iſt

keineswegs ſchon Betteln, ſonſt müßte der Hanſabund wegen
Bettelei beſtraft werden. Heiterkeit und Sehr gutl i. Zentr.)
Schon jetzt verfahren verſtändige Richter ſo, wie es unſer An
trag will.

Abg. Dr. Müller Meiningen (Vpt.): Der Antrag iſt ein
Dangergeſchenk für die Bettler. Muß immer erſt den Familien-
verhältniſſen des Bettlers nachgegangen werden, ſo wird die
Unterſuchungshaft verlängert werden. Annehmbar iſt dagegen
der ſozialdemokratiſche Eventualantrag, für den wir daher
ſtimmen werden.

Abg. Dr. Frank (Mannheim, Soz.): Die von Dr. Müller-
Meiningen gefürchtete weitſchweifige Unterſuchung wird kaum
im tauſendſten Falle eintreten.

Hiermit ſchließt die Diskuſſion.
Die Paragraphen über Notdiebſtahl und Mundraub werden

nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion angenommen.
Bei der Abſtimmung über den Antrag Gröber bleibt das

Bureau zweifelhaft; der Hammelſprung ergibt, daß 95 Abge
ordnete dafür, 79 dagegen ſtimmen.

Das Haus iſt alſo beſchlußunfähig. Der Präſident beraumt
die nächſte Sitzung auf 116 Uhr an.
107. Sitzung, Sonnabend, den 14. Januar, 156 Uhr nachmittags.

Am Bundesratstiſch: Dr. Lisco.
Die zweite Beratung der Novelle zur

Aenderung des Strafgeſetzbuchs
ſoll fortgeſetzt werden bei Ziffer 7. Auf Antrag Stadt
hagen (Soz.) wird zunächſt die Abſtimmung über Ziffer 8
wiederholt und der ſozialdemokratiſche Antrag mit dem Antrag
Gröber angenommen, desgleichen mit dieſer Abänderung
die Ziffer 8 nach der Kommiſſionsfaſſung (Betrug aus Not).

Nach Ziffer 7 erhält der Paragraph 253 folgende Faſſung:
Wer in der Abſicht, ſich oder einem dritten einen rechtswidrigen
Vermögensvorteil zu verſchaffen, einen andern dadurch ſchä-
digt, daß er durch Gewalt oder Drohung zu einer Handlung,
Duldung oder Unterlaſſung nötigt, wird wegen Erpreſſung
mit Gefängnis nicht unter einem Monat beſtraft. Der Ver-
ſuch iſt ſtrafbar.

Hierzu beantragen die Abg. Albrecht und Gen. (Soz.) ſtatt
„rechtswidrigen Vermögensvorteil“ zu ſetzen: „Gewinn (ceventl.
Vermögensvorteil)“, den zu erſtreben nicht in Wahrnehmung
ſeines berechtigten Jntereſſes oder dem eines Dritten liegt.
Weiter beantragen dieſelben, ſtatt „Drohung“ zu ſetzen „Be
drohung mit einer ſtrafbaren Handlung oder mit der Ver-
breitung einer für den Bedrohten oder eine ihm naheſtehende
Perſon ehrenkränkenden Behauptung“.

Für den Fall der Ablehnung dieſer Anträge wird beantragt,
dem 8 253 folgende Abſätze zuzufügen: a) die Bedrohung mit
einem Nachteile, die der Verkehrsſitte entſpricht, insbeſondere
die Drohung mit einer Einſtellung der Arbeit oder
mit einer Sperre iſt keine Drohung im Sinne dieſer Vorſchrift.
b) Das Verlangen, einen Arbeitsvertrag zu ſchließen, andere
in Arbeit zu nehmen andere Arbeitsbedingungen, insbeſondere
höhere Löhne oder kürzere Arbeitszeit zu gewähren, oder be-
ſtimmte Forderungen als Vorausſetzung der Aufnahme der
Arbeit zu erfüllen, ſowie das Verlangen einer Wohltätigkeits-
anſtalt eine öffentlich rechtliche Korporation einer Armenkaſſe
oder einer religiöſen, gewerblichen oder ge
meinnützigen Vereinigung eine Zuwendung zu machen iſt nicht
als rechtswidrig, und der dadurch erſtrebte Vermögensvorteil
nicht als ein rechtswidriger zu betrachten.

22. Jahrg.

Abg. Stadthagen (Soz.)
Mein Freund Heine und ich haben oftmals auf die Gefahren

hingewieſen, die der gewerkſchaftlichen Organiſation aus der
eigentümlichen Auslegung des S 253 erwachſen. Seit Herr
von Puttkamer hinter jedem Streik die Hydra der ſozialen
Revolution lauern ſah, hat die Rechtſprechung bis zum Reichs-
gericht hinauf die

Ausübung des geſetzlichen Streikrechts zum gemeinen Ber
brechen der Erpreſſung geſtempelt.

(Hört, hört! b. d. Soz.) So iſt ein Maurer als Erpreſſer ver
urteilt worden und mit ſechs Wochen Gefängnis und drei
Jahren Ehrverluſt belegt worden, weil er durch Ankündigung,
daß er ſtreiken werde, ſeinen Lohn von 43 auf 45 Pfg. zu er
höhen ſuchte. (Hört, hört! b. d. Soz.)

Auch außerhalb des Arbeiterrechts hat die unerhörte Aus-
dehnung des Begriffs der Erpreſſung Verwüſtung und Unheil
angeſtiftet. Ein Mann, der ſich bereit erklärte, von einer An-
klage gegen den Beleidiger ſeiner Ehefrau abzufehen, wenn
dieſer 150 Mark für einen wohltätigen Zweck bezablen wollte,
iſt als Erpreſſer verurteilt worden. (Hört, hört!) Jm Sinne
dieſer Rechtſprechung iſt das aus dem Moabiter Prozeß bekannte
Anſinnen an den Schutzmannsſohn, gegen Zurücknahme der
Anklage eine Geldſumme zu zahlen, eine vollende Erpreſſung.
(Sehr wahrl b. d. Soz.)

Eine beſondere Ausdehnung hat man dem Begriff der Er-
preſſung gegeben, um die Werbetätigkeit für Arbeiterverbände
unter Strafe zu ſtellen. Die bloßen Worte „Tritt dem Ver
bande bei, es wird dein Schaden nicht ſein“ ſind als Erpreſſung
betrachtet worden. Man war hingegen

weit zurückhaltender gegen Arbeitgeber-Organiſationen.
„Sicherlich fallen zahlreiche Handlungen von Arbeitgeberver

bänden, Syndikaten. Truſts uſw., unter den Begriff der Er-
preſſung, wie die Gerichte in ihren Urteilen gegen Arbeiter-
Organiſationen ihn gefaßt haben. Anklage aber iſt nicht er-
hoben worden. Von zwei Dingen eins: Entweder waren die
Handlungen der Arbeitgeber-Organiſationen ſtrafbar, dann iſt
in ungeſetzlicher Weiſe die Straſverfolgung unterblieben, oder
aber dieſe Handlungen waren ſtraffrei, dann ſind die Arbeiter
Organiſationen zu Unrecht verurteilt worden. (Sehr wahr!
b. d. Soz.)

Erſt in den letzten Jahren ſind auch Arbeitgeber, wenn ſie
gegen den 8 153 der Gewerbeordnung verſtießen, verurteilt
worden. Jetzt brennt alſo auch den Unternehmern das Feuer
unter den Nägeln, und daher kommt die Vorlage. Aber

Vorteil bringt ſie nur den Unternehmern,
weil ſie in den Paragraphen die Worte einflickt, wer das Ver
mögen eines anderen beſchädigt. Für die Arbeiter bleibt alles
beim Alten, weil ja die Arbeitskraft nicht unter den Begriff
des Vermögens fällt. Sie wollen ein Notgeſetz machen, das
ſchreiende Mißſtände beſeitigt. Cibt es einen ſchreienderen
Mißſtand, wie den, den wir hier beſeitigen wollen, und den Sie
durch dieſes „Notgeſetz“ verewigen wollen

Sie fürchten, ſie könnten wirklich einmal einen Erpreſſer
durch die Lappen laſſen, aber lieber laſſe ich 100 wirkliche Er
preſſer laufen, als daß ein einziger ehrlicher Arbeiter zum Er-
preſſer geſtemvelt wird. Sie ſagen, unſere Anträge betreten
das Gebiet der Kaſuiſtik, aber das Arbeitsrecht hat überall in
kaſuiſtiſche Beſtimmungen aufgelöſt werden müſſen. Sehr
richtig! b. d. Soz.) Arbeiter aller Richtungen ſind ſchon ver-
urteilt worden für nichts anderes, als daß ſie unterhandeln
wollten, bevor ſie in den Streik traten. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Wie können Sie es dulden, daß eine Rechtſprechung auch nur
einen Augenblick weiter beſteht, die

den anſtändigen Arbeiter zum ehrloſen Ervpreſſer ſtempelt.
Lichts hat ſo erbitternd gewirkt, als daß Arbeiter, die für das

Wohl ihrer Familie und für das der Allgemeinheit ſtreben, eben
um dieſes Strebens willen und

wegen ihrer Friedensliebe als Erpreſſer verurteilt
werden. Machen Sie dem ein Ende, indem Sie unſere Anträge
annehmen! (Lebhaftes Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Groeber (Zentr.) erkennt an, daß nach der Kom-
miſſionsfaſſung alles beim Alten bleiben werde; die dringende
Neuregelung der Materie muß bei der vevorſtehenden, um
faſſenden Reviſion des Strafgeſetzbuches erfolgen.

Geheimrat Tiſchendorf verſpricht, die Anregungen des
Abg. Groeber im Auge zu behalten.

Damit ſchließt die Diskuſſion. Unter Ablehnung der
ſozialdemokratiſchen Anträge wird 8 253 in der Faſſung der
Kommiſſion angenommen. Die folgende Abſchnitte werden
debattelos angenommen.

Zur Debatte werden dann geſtellt folgende Anträge Alb
recht und Gen. (Soz.):

Dem Geſetzentwurf zuzufügen: Jn das Einführungsgeſetz
zum Strafgeſetzbuch wird folgende Vorſchrift gufgenommen:
a) die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das öffentliche An
ſchlagen, Anheften, Ausſtellen ſowie über die öffentliche unent-
geltliche Verteilung von Bekanntmachungen, von Plakaten und
Aufrufen treten außer Hraft; b) die landesgeſetzlichen Vor-
ſchriften, welche Vertragsverletzungen eines Arbeiters oder
eines Arbeitgebers mit Strafe bedrohen, treten außer Kraft;
c) die Vorſchriften des Landesrechts in bezug guf Verab-
redungen ländlicher Arbeiter und Dienſtboten zur Einſtellung
oder Verhinderung der Arbeit treten außer Kraft; d) Abſatz 3
des S 43 der Gewerbe-Ordnung erhält folgenden Zuſatz: „Ein
polizeiliches Verbot der Verteilung iſt unzuläſſig“; e) die
landes geſetzlichen Strafbefreiungs- Vorſchriften treten außer
Kraft, eventl. die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die
Herrſchaft wegen Beleidigung oder Körperverletzung des Ge-
ſindes für ſtraffrei erklären, treten außer Kraft; die vor
dem Jahre 1900 (eventl. vor dem Jahre 1870) erlaſſenen landes-
geſetzlichen Strafvorſchriften (eventl. landesgeſetzlichen Vor-
ſchriften über Beſtrafung von Uebertretungen) werden auf-
gehoben.

Abg. Stadthagen (Soz.)
Die Dinge, um die es ſich bei unſerem Antrag handelt,

ſind hier ſo oft beſprochen, daß der Antrag ohne weiteres an-
genommen werden könnte und follte. Preußen hat ſein Plakat-
geſetz aufrecht erhalten, wonach eigentlich alle Plakate ſtrafbar
ſind. Angewendet wird dieſes Geſetz aber immer

nur gegen ſozialdemokratiſche Arbeiter.
Das Plakatgeſetz hat wirklich keinen Sinn mehr und dient nur
noch zu albernen Plackereien. (Sehr gut! b. d. Soz.)

Wir beantragen ferner Außerkraftſetzung der landesgeſetz-
lichen Vorſchriften, welche Vertragsverletzungen eines Arbeiters
oder eines Arbeitgebers mit Strafe bedrohen. Dieſe Vor-
ſchriften ſtehen in flagrantem Widerſpruch mit dem Prinzipe freien Vertrags, zumal ſie ſich nach dem Wortlaute und
der Anwendung durchweg nur gegen den einen Teil, gegen den
Arbeiter, wenden. (Sehr wahr! b. d. Soz.

Weiter verlangen wir, daß die Vorſchriften des Landesrechts
in bezug auf Verabredungen ländlicher Arbeiter und Dienſt-
boten zur Einſtellung oder Verhinderung der Arbeit außer
Kraft treten. Der Reichstag hat ſich ja mit großer Mehrheit
für die Aufhebung des Koalitions-Verbotes für ländliche Ar-
beiter ausgeſprochen. Aber nichts iſt geſchehen, und der Reichs-
tag iſt es ſich ſelbſt ſchuldig, daß er durch Annahme unſeres
Antrags etwas Dampf hinter die Regierung ſett.

Die Notwendigkeit unſeres Antrages auf Unzuläſſigkeit derPolizeiverbote gegen die Verteilung von Flugblättern brauche

ich wohl nicht zu begründen. Alle Verſtändigen ſind ſich darin
einig, daß dieſe Schikanen beſeitigt werden müſſen.

Ganz beſonderen Wert legen wir auf unſeren Antrag, die
landesgeſetzlichen Straf-Befreiungsvorſchriften außer Kraft zu
ſetzen. Die

geſetzliche Straffreiheit der Züchtigung des „Geſindes“,
dieſe wahrhaft mittelalterliche Privilegierung einer bevor
rechteten Klaſſe, iſt eine

Schmach des 20. Jahrhunderts.
Mehr als lächerlich iſt der Einwand, daß z. B. in Preußen kein
geſetzliches Prügelrecht beſtehe. Was hat denn der geprügelte
Knecht oder die geprügelte Magd davon, wenn ihnen der
prügelnde Herr ſagt: Jch habe ja kein geſetzliches Recht, Euch
zu prügeln, aber wenn ich Euch prügele, ſo bleibe ich ſtraſfrei?
Faſt in allen deutſchen Landesgeſetzgebungen exiſtieren ſolche
ſkandalöſe, ſchmachvolle Strafbefreiungen. (Hört, hört! b. d.
Soz.) Es iſt eine dringende Ehrenpflicht des Keichstags, dieſe
wahrhaft rohen, grauſamen und boshaften Zuſtände zu be-
ſcitigen. Wenn je ein Notgeſetz nötig war, dann iſt es hier
rötig. (Zuſtimmung b. d. Soz.)

Schließlich verlangen wir ganz allgemein die Beſeitigung der
vor dem Jahre 1900 und eventl. vor dem Jahre 1870 erlaſſenen
landesgeſetzlichen Strafvorſchriften über die Beſtrafung von
Uebertretungen. Wir haben hierzu in Deutſchland einen unüber-
ſehbaren Wuſt von Jahrhunderten alten, formell aber nicht auf
gehobenen Verordnungen. Man braucht hier in Berlin nur
einen Spaziergang von Stunde zu machen, um ſicher zu
ſein, daß man dabei etwa 6 Dutzend Verordnungen übertritt.
(Heiterkeit. Hört, hört! b. d. Soz.) Es gibt noch eine Verord-
nung für Berlin, die es verbietet, daß nach 10 Uhr junge
Männer zu jungen Mädchen gehen. Große Htkt.) Es iſt
wahrlich an der Zeit, daß endlich

mit dem alten Gerümpel aufgeräumt wird.
(Lebhafter Beifall b. d. Soz.)

Abg. Dr. Heckſcher (Fortſchr. Vpt.) bittet als Bericht
erſtatter um Ablehnung der Anträge, weil ſie in keinem Zu-
ſammenhange zur Vorlage ſtünden.

Abg. Dr. Müller-Meiningen (Fortſchr. Vpt.): Jn der
Tat iſt der Zuſammenhang kaum zu konſtatieren. Jch möchteaber bemerken, daß die Regierung im Jahre 1908 der damaligen
Blockmehrheit die Beſeitigung des vom Abg. Stadthagen mit
Recht getadelten alten Gerümpels verſprochen hat. (Hört, hört!
links.)

Hiermit ſchließt die Diskuſſion. Die Anträge Albrecht
werden abgelehnt. Damit iſt die zweite Leſung erledigt.

Nächſte Sitzung: Montag 2 Uhr. (Zweite Leſung des Wert-
zuwachsſteuergeſetzes.)

Schluß: 4 Uhr.

„Cin Schutzmann bleibt immer rubig!“
Moabiter Prozeßbericht.

So ſagte am Sonnabend im Moabiter Schwurgerichtsprozeß
der Polizeibeamte Kugler im Verlaufe eines Verhörs durch den
Verteidiger, das ſich auf die Behauptung bezog, Kugler habe
den Angeklagten Fitzner nach ſeiner Verhaftung auf dem
Kohlenhofe mißhandelt und ihn außerdem von den Hintzeſchen
Siebenmonatskindern fürchterlich verhauen laſſen. Der Schutz
mann beſtritt alles, und auf die Frage, ob er erregt geweſen,
gab er die obige kategoriſche Antwort, die in ihrer Kürze und
Beſtimmtheit mit dem Jagowſchen Stil eine auffallende Ver
wandtſchaft zeigt. Sie teilt auch mit den Erlaſſen des Herrn
Polizeivräſidenten das Los, nicht überzeugend zu wirken.

Jm Schwurgerichtsprozeß rollt ſich im weſentlichen
dasſelbe Vild ab, wie in der Verhandlung vor der Straf-
kammer. Zum allgemeinen Teil treten ja im weſentlichen die
ſelben Zeugen auf, wie in dem erſten Prozeß. Und die Taten
der Angeklagten ſind ungefähr auch derſelben Art, wie die vor
der Lieberkammer behandelten: Steinwürfe, Rufe wie: „Haut
die Blaucn!“ und ähnliches. Und wie im Strafkammerprozeß,
ſo kehren auch jetzt vor dem Schwurgericht dieſelben Klagen
der Angeklagten über Verprügelungen wieder, die ſie nach ihrer
Verhaftung von Schutzleuten zu erdulden hatten und über
ſchändliche Mißhandlungen, die an ihnen auf dem Kupferſchen
Kohlenplatze von der Streikbrecherkolonne des Hintze unter den
Augen der Schutzleute verübt wurden. Und wiederkehren auch
dieſelben mehr oder minder verlegenen Ausreden der beſchul-
digten Schutzleute, die die gräßliche Wahrheit dem Kundigen
nur zu ſehr verraten. So hat der Schutzmann Kugler nach
ſeiner Angabe den Angeklagten Fitzner, den er verhaftete,
nicht geſchlagen, noch geſehen, daß andere Polizeibeamte das
getan hätten, noch daß ihm die Streikbrecher ein Leid getan.
Er hat auch keine Verletzungen an Fitzner bemerkt, ebenſowenig
der Kriminalſchutzmann, der den Verhafteten vernahm. Aber
eine ganze Reihe einwandfreier Zivilzeugen haben im Geſicht
und auf dem Rücken des Fitzner, als er von der Wache zurück
kam, die Spuren furchtbarer Schläge bemerkt. Herr Schutz
mann Kugler bleibt dabei, daß er nichts geſehen hat.

Das ſrört die Staatsanwaltſchaft nicht in ihrem Vertrauen
in die Glaubwürdigkeit des Schutzmanns. Der Herr Ober-
ſtagtsanwalt gab ſogar ſehr ſchnell den Verdacht kund, der Ver-
teidigungszeuge Neumann habe einen wiſſentlichen Meineid ge
leiſtet, weil er über die Verhaftung des Fitzner Ausſagen
machte, die mit denen des Schutzmanns nicht in Einklang zu
bringen waren, und die auch in dem Protokoll über die Aus-
ſage Neumanns vor dem Unterſuchungsrichter nicht zu finden
waren. Zum Glück für Neumann beſtätigte hinterher ein
anderer Verteidigungszeuge ſeine Angabe und der ſchnell her
beigeholte Unterſuchungsrichter Bombe konnte nicht mit Be-
ſtimmtheit bekunden, daß Neumann die nicht im Protokoll ent
haltenen Ausſagen vor ihm nicht gemacht habe. Er konnte ſich
nicht mehr entſinnen. Nun bleibt allerdings die Tatſache, daß
Neumann das Protokoll unterſchrieben hat. Aber das iſt natür
lich keine Tatſache, auf die ſich eine Meineidsanklage aufbauen
ließe. Wer erlebt hat, wie bisweilen ſolche Protokolle auf-
genommen werden, wie ſie verleſen werden und mit welch'
ſelbſtverſtändlicher Weiſe der Vernommene dann aufgefordert
wird, zu unterſchreiben, der weiß, daß es viele unerfahrene
Leute gibt Neumann iſt 21 Jahre alt die in ſolcher
Situation das eigene Todesurteil unterſchreiben. Solange
nicht die Verteidigung bei den Vernehmungen der Angeſchuldig-
ten und Zeugen im Unterſuchungsverfahren vertreten iſt, ſo
lange wird die Unzuverläſſigleit der Unterſuchungsprotokolle
beſtehen, folange wird man immer wieder erleben, daß Zeugen
in der Haupiverhandlung anders ausſagen, denn in der Vor
unterſuchung. Jm Falle Neumann kommt hinzu, das die an
geblich neue Angabe, die er in der Verhandlung machte, nichts
mit der Tat des Angeklagten, nichts mit der Frage ſeiner
Schuld oder Unſchuld zu tun hatte, ſondern einen Rebenum
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ſtand, die Behandlung betraf, die Fitzner bei ſeiner Verhaftung
durch die Schutzleute erfuhr. Selbſt wenn Neumann bei der
Verleſung des Protokolls bemerkt hätte, daß dieſe Angabe
fehlte, ſo fragt es ſich doch noch ſehr, ob er ſich überhaupt ge
traut hätte, die Aufnahme zu verlangen, ob er nicht des Glau
bens war, dieſer Nebenumſtand brauche nicht aufgezeichnet zu
werden.

Der Herr Oberſtaatsanwalt wird alſo wohl auf eine Ver-
folgung des Zeugen Neumann verzichten müſſen. Und ſie wird
nicht verhindern können, daß in weiten Kreiſen der Bevölke-
rung das große Vertrauen, das die Anklagebehörde in die Aus-
ſagen der Schutzleute ſetzt, mit Kopfſchütteln betrachtet wird.
Jedenfalls wird unter den vielen bemerkenswerten Beiträgen,
die die Moabiter Prozeſſe zum Thema von der Glaubwürdig-
keit des Schugmannus geliefert haben, als ein recht charakteri
ſtiſches das Wort ſeinen Platz haben: „Ein Schutzmann
bleibt immer ruhigl!“

Gewerkſchaftliches.
Rebellion im Lager der Gelben.

Da in Augsburg vor fünf Jahren in der Metallinduſtrie
die zelbe Bewegung einſetzte, da wurden auch die Schuh
fabriken mit gelben Werkvereinen beglückt. Die Arbeiter
dieſer Fabriken wurden zu dem Beitritt zu dem gelben Verein
gezwungen. Die Folgen dieſer gelben Organtſation waren,
daß die Lohn und Arbeitsverhältniſſe ſich immer ſchlechter ge
ſtalteten.

Nun beſtand bei der größten Schuhfabrik am Orte, Aug.
Weſſels, eine Art Tarifvertrag, ein Abkommen, das zwiſchen

r Direktion und dem gelben Arbeiterausſchuß getroffen war
durch das die Arbeits verhältniſſe einigermaßen geregelt

rden ſollten. Wegen wiederholter Lohnabzüge ſtellte nun der
zelbe Arbeiterausſchuß auf Drängen der Arbeiter an die Direk-
tion die Forderung, den „Tarif“ einer Reviſion zu unter zieben
und die Löhne zu erhöhen. Dieſes Anſinnen wurde brüsk ab-
gewieſen, wobei der Direktor erklärte: „Sie haben nichts
zu fordern, Sie haben nur zu bitten.“ (11)

Dieſe Behandlung ſchlug bei der ſchon lange durch die ſyſte-
matiſchen Lohnabzüge verbitterten Arbeiterſchaft dem Faſſe den
Voden aus, und auf Veranlaſſung der Gelben ſprach
am 12. Januar in einer überfüllten Betriebsverſammlung der
Gauleiter des deutſchen Schuhmacherverbandes über die Zu-
ſtände in den Augsburger Schuhfabriken. Unter ſtürmiſchem
Beifall geißelten die Gelben ſelbſt das Verhalten der Direktion
und die ihnen von dieſer zuteil gewordene Behandlung; ſie
forderten ihre Kollegen auf, aus dem gelben Verein aus und in
den Zentralverband der Schuhmacher einzutreten, um beſſere
Arbeits verhältniſſe ſchaffen zu können. Ueber die Hälfte der
Gelben folgte dieſer Aufforderung und trat dem Verbande bei.
Es iſt ſicher zu erwarten, daß auch der andere Teil in Kürze
dieſem Beiſpiel folgt.

Der Vorgang zeigt, daß die in die gelben Vereine ge
wungenen Arbeiter ſich auf die Dauer trotz der Unternehmer-
unterſtützung nicht zu Mamelucken herabwürdigen laſſen und
früher oder ſpäter das gelbe Joch abſchütteln.

Wozu Militärvereine gebraucht werden.
Die ausſperrungswütigen Rauchwarenfabrikanten in Röt ha

ſind durch die Arbeitsniederlegung der Hilfsarbeiter arg ins
Gedränge gekommen, hofften ſie doch, mit dieſen und den Lehr
lingen die Betriebe aufrecht zu erhalten. Jn ihrer Not haben
ſie ſich nun an den Arbeitsnachweis des Militärvereins-
bundes in Leipzig gewandt, der ihnen auch acht Raus-
reißer vermittelte. Zwei von ihnen haben allerdings die ehren-
rolle Tätigkeit nicht erſt aufgenommen. Jnzwiſchen iſt die
Zahl der ausſtändigen Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen in
Rötha auf 90 geſtiegen. Da die Unternehmer bemüht ſind,
Hilfsarbeiter auswärts zu engagieren, ſei nochmals auf Fern-
haltung des Zuzuges hingewieſen.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Die organiſierten Schneider haben an die großen

Detailkonfektionsfirmen in Köln, Mülheim a. Rhein,
Düſſeldorf und Elberfeld Lohnforderungen geſtellt.

Die Forderungen ſind in einem vierklaſſigen Tarifentwurf
enthalten, deren Lohnſätze den heute ſchon teilweiſe üblichen
Stücklöhnen ähnlicher Geſchäfte anderer Großſtädte angepaßt
ſind.

Die Differenzen der Lackierer in der Rheiniſchen Gas
motorenfabrik Ben z u. Ko. in Mannheim ſind nach mehr-
maligen Verhandlungen, bei welchen die Direktion den Ar-
beitern entgegenkommende Zuſicherungen gab, vorläufig bei-
gelegt. Die Arbeit ſoll am Montag, den 16, Januar, wieder
aufgenommen werden.

Der Ausſtand in der Schuhfabrik M. u. S. Levi
in Göppingen (Württemberg) wurde durch Unterhand-
lungen beigelegt. Die Arbeit wurde am 11. d. M. wieder auf-
genommen.

halle und Saalkreis.

Halle e S, den 16. Januar 1911.
Ein Reichsverbandsſieg

wurde am Freitag, wie in der letzien Nummer ſchon kurz ge
meldet, vor dem Halleſchen Schöffengericht erfochten. Doch
werden Herrn Michgelis, dem ſiegreichen Feldherrn, beim
Abſchied aus dem Schöffenſaal am ſpäten Nachmittag ſicherlich
die Worte eingefallen ſein, die Pyrrhus nach der Schlacht bei
Askulum ausrief

Die Beleidigung des Herrn Michaelis ſoll in einem Artikel
geſchehen ſein, den das Volksblatt in der Nummer vom 26. Juli
vorigen Jahres im provinziellen Teile veröffentlichte, für den
vertretungsweiſe Genoſſe Niebuhr verantwortlich zeichnete.
Dieſer Artikel nimmt ſich zunächſt den Mansfelder Berg-
boten vor, der ſeinen Leſern erzählt hatte, der Vorſtand des
Bergarbeiterverbandes habe 20 000 Mk. Streikgelder, die für
die ausſtändigen Ruhrbergleute geſammelt waren, den ruſſi-
ſchen „Rebellen“ überſandt. Dieſe lügneriſche Mitteilung be
fand ſich in einem Referat über eine Michaelisverſammlung.
Herr Michaelis „berichtigte“ daraufhin den Bergboten, daß er
die Frage, welche ſozialdemokratiſche Stelle“ das Geld abge-
ſandt, offen gelaſſen habe. Das Volksblatt warf im
Anſchluß daran dem Reichsverbandsſekretär vor, daß er die
20 000 Mark- Angelegenheit in einer Weiſe behandelt habe, die
vom offenen Schwindel nicht ſehr weit ent-
fernt ſei. Bekanntermaßen iſt längſt unwiderleglich nach
gewieſen, daß das Geld vom deutſchen ſozialdemokratiſchen
Parteivorſtand im Einverſtändnis mit allen Beteiligten ab
geſandt worden iſt, wonach alſo der Vorſtand des Bochumer
Verbandes mit der Sache nicht das geringſte zu tun hat. Jn
dem erwähnten Vorwurfe, wie in dem Ausdruck Reichs
unwahrheitsverbandsſekretär ſowie einigen iro
niſchen Bemerkungen erblickte Herr Michaelis die Beleidigung
ſeiner Perfon und klagte. Der Termin ſtand ſchon einmal ar

5

aS 7

S 72

cc2

wurde aber vertagt, damit die Akten aus einem Prozeß herbei-
geſchafft werden konnten, den der Vorſtand des Bergarbeiter
verbandes gegen den Zentrumsredakteur Hankamer, ebenfalls
wegen der 20 000-MarkSache, angeſtrengt hatte.

Die Verhandlung am Freitag geſtaltete ſich recht intereſſant.
Sie begann mit der Verleſung der erwähnten Akten, woraus
zu erſehen, daß der vom Bergarbeitervorſtand verklagte Zen-
krumsredakteur lediglich aus juriſtiſchen Gründen freigeſpro-
chen, ebenſo, daß auf Antrag des Zentrumsmannes oder deſſen
Vertreter die Ladung des Parteikaſſierers Genoſſen Geriſch
unterblieben war, obwohl dieſer doch die nötige Aufklärung am
beſten hätte erteilen können. Vom Rechtsbeiſtande des Be
klagten, Rechtsanwalt Dr. Müller, wurde die Ladung des
Genoſſen in Ausſicht geſtellt. Dann wurde Beweis angeboten
dafür, daß die 20 000 Mark- Angelegenheit durch das Protokoll
des Jenger Parteitages ſowie durch weitere offizielle Partei-
ſchriften vollkommen getlärt ſei. Jn freier Beweisführung
wurde unterſtellt, daß Herr Michaelis dieſe Aufklärung ge-
kannt haben müſſe, da er Organiſation und Schriften der
Sozialdemokratie ſelbſtverſtändlich kenne. Endlich ſollte aus
den Flugblättern des Reiche verbandes bewieſen werden, daß
der Ausdruck Reichsunwahrheitsverband berechtigt ſei
und daß nach ſeiner ganzen Kampfesweiſe der Beklagkte durch
aus in Wahrung berechtigter Jntereſſen gehandelt habe. An-
geſichts dieſes umfangreichen Beweisangebotes verhielten ſich
Herr Michaelis und ſein Vertreter, Rechtsanwelt Spilling.
einigermaßen nervös, was um ſo mehr verwundern mußte. als
es ihnen doch auch ſelbſtverſtändlich nur um notige Aufhellung
des Sachverhaltes zu tun ſein konnte.

Genoſſe Niebuhr ſelbſt beſtritt nicht, den Reichsverbands-
ſekretär ſcharf angefaßt zu haben. Dazu müſſe ihm aber die
Berechtigung zugeſtanden werden, denn die Kampfesart des
Reichsverbandes ſei derart, daß ſcharfe Abwehr unbedingt von-
nöten. Anders als in der Zeitung könne die Abwehr nicht
erfolgen, denn Herr Michaelis hüte ſich weislich, Sozialdemo-
kraten in ſeinen Verſammlungen zuzulaſſen. Jn den internen
Zuſammenkünften des Reichsverbandes würden die Mitglieder
der ſozialdemokratiſchen Partei ſchwer beſchimpft. So ſeien
in einer Zuſammenkunft am 27. November zu Halle von Herrn
Michaelis die Sozialdemokraten in einen Vergleich mit Ein-
brechern gebracht worden. Der Kläger habe alſo nichts weniger
als Urſache zur Empfindlichkeit.

Zum Beweiſe, daß der Reichsverband vor den übelſten Be
ſchimpfungen der Sozialdemokratie nicht zurückſchreckt, legte
Rechtsanwalt Dr. Müller eine große Zahl von Flugblättern
vor, in denen es von beiſpielloſen Verleumdungen und
Schimpfereien nur ſo wimmelt. Dieſe Flugblätter werden
unter Aſſiſtenz des Herrn Michaelis heute noch an Arbeiter
uſw. verſchickt. Nur einige wenige Proben daraus ſeien hier
gegeben. So heißt es im Flugblatt Nr. 3: „Die ſozialdemo-
kratiſche Preſſe bedarf der Lüge, der Beleidigung und der Ehr-
abſchneiderei, um zu wachſen.“ Jn Flugblatt Nr. 35: „Der
Genoſſe darf der ſchäbigſte Schuft ſein, wenn er nur auf das
Parteiprogramm ſchwört.“ Ferner: „Sozialdemokratiſchen
Arbeitern iſt die Pfleye des Bauches das höchſte Lebens iei
Ferner mit Bezug auch auf Bebel: „Ein ſolcher Umſturzwüte-
rich der keinerlei poſilive Arbeit leiſten will ſteht nicht höher
als ein Brandſtifter, der Häuſer wegräunit nur weil ſie ihm
im Wege ſtehen.“ (Weil hierbei die Exzerption nicht ganz
wörtlich ausgefallen, trompeteten die Herren Michaelis und
Spilling laut von einer Fälſchungl) Jm Flugblatt Nr. 62
heißt es von den Arbeiterſekretären, deren Tätigkeit Staats
ſekretär Delbrück im Reichstage ausdrücklich anerkannt hat, ihr
Vorhandenfein bedeute die Herrſchaft der großen Schnauze und
des Maulheldenktums. Jn anderen Flughlättern werden Be-
ſchimpfungen wie Heuchelei, Lüge Schwindel uſw. gebraucht.
Es wird geſagt: „Was wäre die Sozialdemokratie ohne Wirts-
haus und Alkohol“, obſchon bekannt iſt, daß die Sozialdemo-
kratie den Branntwein boykottiert hat.

Hochintereſſant war nun, daß Herr Michaelis erklärte, es
handle ſich dabei um ganz alte Flugblätter; ſolche würden heute
nicht mehr verbreitet. Und Herr Spilling fügte hinzu, d a ß
die Verbreitung dieſer Blätter gar nichtsnütze. Damit ließen die Herren durchblicken,
daß ihnen ſelbſt die Kampfesmethode des
Reichs verbandes anrüchig erſcheint! Allerdings
iſt die Bemerkung des Herrn Michaelis unwahr, denn die alten
vergilbten Flugblätter mit ihrer Schimpfflut werden heute
noch in Maſſen verbreitet. Wenn Herr Michaelis dann atiheg
daß der Jnhalt der Flugblätter keine Beleidigung ſeiner Per-
ſon rechtfertige, ſo überſieht er wohl, daß er bei der Verbrei-
tung der Blätter ſehr tätig mitwirkt. Der Gerichtshof
lehnte ſchließlich nach kurzer Beratung ſämt
liche Beweisanträge ab, da ſie nicht von erheblicher
Bedeutung ſeien.

Jn ſeinen Schlußausführungen erwähnte
der Reichsverbandsſekretär auch die Beſchul-
digungen, die der eigene Parteigenoſſe des
Beklagten, Schriftſteller Adolf Thiele, in derGewerkſchaftsbeilage gegen dieſen gerichtet
habe. Die Angriffe, ſo meint Herr Michaelis,
würfen ein bezeichnendes Licht auf den Ge-
noſſen Niebuhr. Er wolle aber nicht näher darauf ein-
gehen. (Woran Herr M. ſehr wohl getan haben dürfte, da er
ſich damit eine ſehr ſchmerzhafte Abfuhr erſparte!) Jm
übrigen behauptete er noch, daß Rechtsanwalt Dr.
Müller ſeinen dem Gericht übergebenen
Schriftſatz nicht ſelbſt verfertigt habe und bean-
tragte Beſtrafung des Veklagten.

Rechtsanwalt Dr. Müller nagelte den Herrn Generalſekre-
tär ſofort auf ſeine Behauptung von dem Schriftſatze feſt und
wies daran nach, daß Herr Michaelis es mit der Wahrheit ſehr
leicht nehme (hier ſprang der Kläger erregt auf, bat um Schutz
des Gerichtes und Protokollierung, damit er den Rechtsanwalt
„belangen“ könne); der Schriftſatz ſei von ihm ſelbſt noch am
Abend vorher diktiert worden. Aehnlich dürfte Herr Michaelis
auch in der Mansfelder öffentlichen Verſammlung bei den Be
hauptungen über die 20 000 Mark- Angelegenheit verfahren ſein.
Er, in leitender Stellung beim Reichsverbande, mußte von der
Aufklärung der Sache wiſſen. Dem Beklagten ſei unbedingt der
Schutz berechtigter Jntereſſen zuzubilligen, und wenn er gegen
den Verband des Klägers ſowie gegen deſſen Perſon ſcharfe
Worte gefunden, ſo ſei das angeſichts der Sache nur zu erklär-
lich. Es ſei deshalb in erſter Linie auf Freiſprechung zu er-
kennen. Genoſſe Niebuhr wies noch darauf hin, daß doch
ſelbſt die Berichterſtatter in der fraglichen Verſammlung die
Ausführungen des Herrn M. ſo verſtanden hätten, daß eine
Unwahrheit daraus hervorgehe. Wo ſolle denn das berechtigte
Intereſſe ſein, wenn nicht bei der Abwehr der Sozialdemokratie
gegen den Reichsverband? Gerade die Angeſtellten dieſes Ver
bandes hätten am wenigſten Urſache, andere vor Gericht zu
ziehen. Es ſei nicht die Gepflogenheit anſtändiger Politiker,
wegen gegneriſcher Angriffe zu klagen.

Das Gericht kam zu dem Urteil, daß gegen den Beklagten
wegen Beleidigung zu erkennen ſei, und zwar auf
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Publikationsbefugnis uſw. Es ſei der Anſicht, daß Herr
Michaelis nicht ganz korrekt gehandelt habe bei
Erwähnung der 20 000 Mark- Angelegenheit. Dem Bellagten
ſei der Schutz berechtigter Intereſſen nicht zu verſagen. Jn
deſſen ſei er in der Form zu weit gegangen. Reichsunwahr-
heitsverbandsſekretär und „daß von Herrn M. die Sache in
einer Weiſe behandelt hat, die von offenem Schwindel nicht
ſehr weit entfernt geweſen“, hätte er nicht ſchreiben dürfen.
Nach Lage der Sache hätte jedoch Milde walten können.

Wenn auch die Beſtrafung überhaupt in dieſem Falle keines-
wegs der Sachlage entſpricht, ſo dürfte doch der Kläger von
dem „Erfolge“ abſolut nicht befriedigt ſein. Wir ſind groß-
mütig genug, dem Reichsverbande und ſeinem Generalſekretär
noch mehr ſolcher Siege zu gönnen.

Lieder und Stimmungen.
Nochmals ſei an dieſer Stelle auf den morgen, Dienstag,

abend 818 Uhr im Volkspark ſtattfindenden Modernen
Kammerkunſte Abend aufmerkſam gemacht. Eintritts-
karten à 30 Pfg. ſind noch überall in den bekannten Stellen zu
haben. Da dieſe Veranſtaltung öffentlich iſt, ſind auch morgen
abend an der Kaſſe noch Billetts zu haben. Die beiden er-
folgreichen Künſtler Marya Delvard und Mac Henry
zu hören, ſollte kein Arbeiter verſäumen

Die Ordner wollen ſich um 7 Uhr im Bühnenzimmer ein
finden.

Die geſundheitlichen Verhältniſſe im Stadtgebiet
ſind nach einer Mitteilung aus dem Amt des Stadtarztes
gegen Jahresſchluz wenig günſtig geworden. Wahrend
noch der Monat November 1910 auf dem Gebiete der verſchiede-
nen Krankheiten welche zur Kenntnis der Geſundheitsbehörde
kommen geringe Bewegungen zeigte ſtieg die Zahl der Diph-
therie-Er krankungen im Schlußmonat auf 82 gegen
51 im November; ſchulärztlich wurden allein nicht weniger als
12 diphiheriſche Jnfektionen (gegenuber 7 im Vormonat feſt
geſtellt. An Tuberkuloſe gingen in beiden Monaten je
17 Perſonen zugrunde die Zahl der Scharlachfälle iſt da
gegen weiter zurückgegangen und hat mit 23 im November und
5 im Dezember einen erfreulichen Tiefſtand erreicht.

Aus den Ziffern der meldepflichtigen Krankheiten gewinnt
man aber noch kein deutliches Bild über den allgemeinen Ge
ſundheitszuſtand, der im Monat Dezember durch eine nicht an
zeigepflichtige Seuche ſchwer beeinflußt wurde und zwar durch
die Jnfluenza. Die Form, in welcher dieſe Krankheit jetzt
auftritt, weicht in bemerkenswertem Grade von der früheren
Erſcheinungsweiſe ab. Wie raſch und allgemein dieſe Krank
heit bei ihrem erſten Wiederauftreten in neuerer Zeit ganze
Städte und Provinzen befiel, dürfte aus den Jahren 1889-90
vielen noch in Erinnerung ſein. Eindämmungsverſuche, bei
Militärepidemien wiederholt verſucht, waren auch in den fol
genden Jahren ſo gut wie erfolglos; die Seuche wehte oft
förmlich durch die Bevölkerung. Das hat ſich deutlich ge-
ändert; in vielen Schulen ſind einzelne Klaſſen von zuerſt Er
krankten. nach und nach ſiark infiziert worden, während Nach-
barklaſſen ſo gut wie frei blieben und manche Anſtalten über-
haupt nicht merkbar zu leiden hatten. Die Anſteckung niſtet
ſich jetzt augenſcheinlich ſchwerer ein, verläuft aber durch-
ſchnittlich auch als ein Leiden, deſſen Bedeutung ſo
wohl in unangenehmen Komplikationen (Ohr-,
Herz, Gelenk- uſw. Erkrankungen), in der Langwierig-
keit des Verlaufes wie in erhöhter Sterblich-
keit ſeinen ernſten Ausdruck findet. Die ſchul-
ärztlichen Bemühungen gelten deshalb nicht nur der rechtzei-
tigen Erkennung ſchwererer Formen ſondern auch der Des-
infizierung verſeuchter Klaſſen, und dieſe ließ mehrfach einen
prompten Erfolg erkennen, wie er nach früheren Erfahrungen
nicht zu erwarten war. Jm November wurden 4, im Dezember
nicht weniger als 15 Schulklaſſen mit Formaldehyd des-
infiziert.

Die Beobachtungen mahnen zur Vorſicht und laſſen es ge
raten erſcheinen, Er krankungen an Jnfluenza in
Familien nicht zu leicht zu nehmen, ſondern ſie
mit Aufmerkſamkeit zu verfolgen und zuverläſſig behandeln zu
laſſen.

Hiſtoriſcher Tageskalender für Halle.
15. Januar.

1881. Konſtituierung des Kunſtgewerbe-Vereins.

16. Januar.
1868. Die Stadt erläßt Vorſchriften für die Benutzung der neuen

öffentlichen Waſſerleitung.

*Sozialdemokratiſcher Verein. Heute, Montag, den 16. Jan.,
abends 815 Uhr, findet im Reſtaurant von Hugo Haaſe, Mans-
felderſtraße, eine Beſprechung der Mitglieder des 4. Diſtrikts
ſtatt. Es iſt Pflicht der Genoſſen, ſich vollzählig einzufinden.

Die Gewerbegerichtsbeiſitzer halten ihre nächſte Monats-
ſitzung am Mittwoch, den 18. Januar, bei Streicher ab.

Frechheit, ſteh uns bei! Die Halleſche Zeitung beſitzt die
ausgewachſene Dreiſtigkeit, die Mitteilung von Prügeleien
unter den Halleſchen Arbeitswilligen in folgende Form zu
kleiden:

„Anklänge an Moabit in Halle a. S. Jn der
Maſchinenfabrik von Herbſt u. Ko. wird geſtreikt, und die
Firma hat Arbeitswillige von auswärts, teilweiſe mit ihren
Familien, kommen laſſen. Dieſe Arbeitswilligen können ſich
aber nur unter polizeilichem Schutz auf die Straße wagen
und werden abends in drei Autos, gleich vom Fabrithofe aus,
unter polizeilichem Schutz befördert. Die Streikenden bilden
mittags und abends größere Anſammlungen in der Ran-
niſchen Straße und laſſen die gemeinſten Aeußerungen fallen.
Leider fehlen Frauen und Mädchen nicht, die ſich in einer
Weiſe benehmen, daß Vorübergehende wohl an das Wort
Schillers denken müſſen: „Da werden en Hyänen.“
Das alte Lied: „Und willſt du nicht mein Bruder ſein, ſo
ſchlag' ich dir den Schädel einl“

Selbſtverſtändlich weiß der reaktionäre Schmierfink, dem
Sudelei zur Laſt zu le daß die Arbeitswilligen deren iſt, ieirma Herbſt unter ſich die ſSwerften Streitigkeiten haben. die

ortgeſeßt zu Tätlichkeiten ausarten und ſich aus dem Betriebe
auf die Straße fortpflanzen. Nichtsdeſtoweniger lügt der
Burſche die Sache dahin um, daß andere Leute die lieben
Arbeitswilligen bedrängen. Mit ſeiner elenden Hetze ſtellt er
8 ſelbſt auf die „Bildungs“ ſtufe der Rausreißer. Wir ſind
icher, daß er ein allſeitiges Pfui Teufell ernten wird.

Das milde Moabiter Urteil. Jn der Allgemeinen Zeitung
verbricht öfter Herr Martin Feuchtwanger eine ſogenannte
WochenRevue, in der er diesmal ſchreibt:

„Was dieſe Woche noch beſonders intereſſierte, war das
Urteil, im 1. Moabiter Krawallprozeß, das ſehr milde
ausgefallen iſt und die Angeklagten wie die Verteidiger
ſelbſt in großes Erſtaunen verſebt hal.“

So etwas findet ſich in einem Blatte, das ſich vornehm
und „linksſtehend“ ſchimpft! Ein Urteil, das wahre Blut-
trafen über Leute verhängt, die ſchlimmſten Falles Ueber-

etungen und Vergehen leichter Art begangen baben, erregt
i dieſen Liberalen Erſtaunen wegen ſeiner Milde! Denn
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Feuchtwanger dürfte ſein r höchſt bezeichnendes
ahreen ein kurzweg auf andere übertragen haben, die in 18
jahren Gefängnis wahrlich nichts weniger als Milde erblicken
önnen. Dieſe Auslaſſung beweiſt wiederum, wie tief der

Liberalismus geſunken iſt.
Stadttheater. Dienstag wird die Neueinſtudierung des Kauf

manns von Fogrdiet Herrn Sieg in der Titelrolle zum letzten
Male wiederholt. Schülerkarten ſind an der Tages und Abend
kaſſe erhältlich. Mittwoch nachmittag 3, Uhr zum letzten Male
das Weihnachtsmärchen Dornröschen, abends 79 Uhr die erfölgreiche neue Komödie von Hermann Hahr: Die Kinder Donners
tag Opernnovität, zum erſten Male Königskinder. Freitag: Sonne
und Erde, Brüderlein fein und Cavalleria rusticana. Jn Vor-
bereitung für Sonnabend: Die relegierten Studenten, zur Erinne-
rung an den 100. Geburtstag von Roderich Benedix.

Das neue Werk von Humperdinck Königskinder hatte auch
bei der geſtrigen Erſtaufführung in Berlin den gleichen Erfolg
wie in der amerikaniſchen Metropole. Der anweſende Komponiſt
konnte ſich vor dem ausverkauften Hauſe bereits nach dem erſten
Akt ungezählte Male zeigen. Die Premiere dieſes bedeutendſten
Werkes der modernen Overnliteratur findet hier, wie bereits be

en Wer T 77 W J in abends 7 Uhratt. Die Billetts werden zuzüglich Vorbeſtellgebühr ſchon jetztan der Kaſſe des Stadttheaters ausgegeben. hr ioon er

Walhalla-Theater. Das Original-Pariſiana-Enſemble iſtbis Ende dieſes Monats prolongiert. Obwohl die erflen Stude
bis zum letzten Tage ausverkaufte Häuſer erzielten, bringt
Direktor Bira ab heute ein neues zugkräftiges und urkomiſches
Repertoir, welches nicht verfehlen wird, die Lachmuskeln auf das
höchſte in Affektion zu bringen.

Avollo Theater. Haskel, der auch in der neuen Burleske
Die Venus von Milo einen wirklich unbeſchreiblichen Lacherfolg
errang, bildet ebenfalls die Hauptattraktion im Programm der
zweiten Hälfte dieſes Monats. Dagegen debütiert heute, Mon-
tag, ein vollſtändig neuer Spezialitätenteil, von dem jede ein-
n Nummer als die beſte ihres Genres bezeichnet werden
muß.

Auslegung der Gemeinde-Wählerliſten.
Auch die in den Landgemeinden des Saalkreiſes wohnende

Arbeiterſchaft ſei hierdurch nochmals auf die Auslegung der
Wählerliſten zur Gemeinderatswahl aufmerkſam gemacht, die
bis zum 30. Januar dauert. Ueberall muß die Einſicht-
nahme organiſiert werden. Die gewertſchaftlich und politiſch
organiſierten Arbeiter haben natürlich ſelbſt die Pflicht, die
Liſten vollzählig einzuſehen, auch die Jndifferenten anzu-
ſpornen, daß von ihnen die Einſichtnahme der Liſten ebenfalls
geſchieht. Mit dieſer Tätigkeit werden neue Siegebeiden
Gemeindevertretungswahlen vorbereitet.

Ammendorf. Ein Kind von der Straßenbahnüber-
fahren. Sonntag nachmittag wurde das vier Jahre alte
Söhnchen des Arbeiters Wolf überfahren. Das ziemlich ſchwer
verletzte Kind wurde nach dem Krankenhaus Bergmannstroſt

Der Unglücksfall ereignete ſich an der gefährlichen
telle am Roſengarten.

Gewerbegericht Halle.
Arbeitsgewohnheiten auf. dem Kohlenplatz. Die Arbeiter

eng und Raſch waren gegen Stundenlohn bei der Kohlen-
firma Pauly beſchäftigt. Ueber die Kündigungsfriſt iſt
nichts vereinbart worden. Am 10. Dezember ſollten die beiden
entlaſſen werden, auf ihren Proteſt hin wurden ſie jedoch noch
14 Tage beſchäftigt. Während dieſer Zeit ſind die beiden
Kohlenarbeiter an mehreren Tagen nicht voll beſchäftigt wor-
den, weshalb ſie von der Firma eine Entſchadigung einklagen.
Die Beklagte behauptete, daß überhaupt Kündigungsausſchluß
gegolten habe, es ſei auch von jeher üblich geweſen, daß die
Arbeiter bei Arbeitsmangel ſtets ausgeſetzt hätten, ohne dafür
eine Entſchädigung zu erhalten. Die klagenden Arbeiter hätten
auch vor Jahren unter dieſen Bedingungen gearbeitet, wes-
halb es ſich um eine ſtillſchweigende Abmachung handle. Das
Gericht erkannte denn auch auf Abweiſung der Klage.

Jm Promenaden-Automat war der Mechaniker Schütze
gegen einen Wochenlohn von 14 Mark und freie Beköſtigung
beſchäftigt. Hinſichtlich der Kündigungsfriſt ſollen auch hier
keine Vereinbarungen 8 worden ſein. Am 29. Dezem-
ber wurde Sch. ohne Kündigung entlaſſen. Er klagt deshalb
gegen die Automaten- Geſellſchaft auf Bezahlung der vierzehn-
tägigen m ſowie Entſchädigung für Wohnung in
Höhe von 52 Mk. Der Vertreter der Beklagten ſtellt mit Er
folg unter Beweis, daß mit dem Kläger ausdrücklich eintägige
r r vereinbart worden ſei. Dem Kläger wurde
deshalb nur der rückſtändige Lohn in Höhe von 13 Mark zuge-
ſprochen mit der Mehrforderung wurde er jedoch abgewieſen.

Fahrläſſigkeit kein Grund zu ſofortiger Entlaſſung. Der
17jährige, bei der Buchdruckerei Nietſchmann beſchäftigte
Hausburſche Hoffmann ließ bei Erledigung eines Geſchäfts
auftrages das Geſchäftsrad auf der Straße ſtehen, ohne es an-
geſtehen Das Rad wurde geſtohlen, weshalb der junge

ann ſofort entlaſſen wurde. Da er achttägige, nur am
Wochen ſchluß auszuſprechende Kündigung hatte, klagte er auf
Zahlung von 25 Mk. für zwei Wochenlöhne. Der Betklagte
machte den Einwand, daß er den Hausdiener ſofort enklaſſen
zu dürfen glaubte, weil er fahrläſſig gehandelt und den Dieb-
ſtahl des Rades verſchuldet habe. Das Urteil erging dahin:
Die beklagte Firma wird verurteilt, an den Kläger die einge-
klagte Forderung Zug um Zug zu zahlen gegen Rückgabe des
Fahrrades. Begründend wurde ausgeführt, daß die fahr-
läſſige Handlungsweiſe des Angeſtellten zwar ein Kündigungs-
gen geweſen ſei, nicht aber ein Grund zu ſofortiger Ent-
laſſung.

Die Leidensgeſchichte eines Droſchkengauls wurde in der
Klageſache des Droſchkenkutſchers Beyer wider den Droſchken-
beſitzer Paatſch aufgerollt. Der Kutſcher iſt von der Frau
des Beklagten, die ſich ausſchließlich um den Fuhrbetrieb be-
kümmert, ohne Kündigung entlaſſen worden, weil er durch un-
n Behandlung den Tod eines Pferdes verſchuldet
haben ſollte. Auch ſoll er öfters ſehr ſpät zur Arbeit ange-
treten ſein und den Wagen nicht den polizeilichen Vorſchriften
gemäß gereinigt haben. Der Kutſcher forderte eine Entſchädi-
gung von zuſammen 47,75 Mk. wegen kündigungsloſer Entlaſ-
ſung. Die Verhandlung zeitigte ſtellenweiſe Momente von
tragikomiſcher Wirkung. Ein als Zeuge vernommener Poli ziſt
meinte der von dem Kläger geführte Wagen iſt ſeiner ſchlech
ten Beſchaffenheit wegen wiederholt beanſtandet worden der
Schimmel war ſtets mager und mußte faſt immer beſonders
zur Kontrolle vorgeführt werden. „Die alte S x
wie der arme Schimmel einmal genannt wurde, war um ſein
Daſein wirklich zu beneiden, denn öfters ſoll er nach den
Angaben des Kutſchers kein Hälmchen Stroh im Stalle gehabt
haben, ſo daß er ſeine lahmen Knochen auf den bloßen Steinen
ausſtrecken mußte. Der Tierarzt ſprach ſich ebenfalls dahin
aus, daß dem Kutſcher keine Schuld an dem Verenden des
Pferdes nachgewieſen werden könne. Der Kläger, der übrigens
erſt vier Wochen nach dem ſeligen Ende des alten Schimmels
entlaſſen worden iſt, ſchränkte ſeine Forderung in Rückſicht
auf die ſchlechte ſoziale Lage des Beklagten auf 25 Mark ein.
Da die als Prozeßbevollmächtigte auftretende Ehefrau des
Beklagten jeden Vergleich ſtrikte ablehnte, wurde ſie zur Zah
lung der beanſpruchten Summe verurteilt.

Muagdeburg. Die Saiſonarbeiterin und ihrKind. Vor den Geſchworenen hatte ſich die aus Galizien
ſtammende Arbeiterin Anna Szawieg wegen Kindesmordes zu
verantworten. Sie ſoll am 12. Oktober v. J. als ſie in Brietzke
arbeitete ihr uneheliches Kind gleich nach der Geburt in eine

ürze gewickelt, in einen Kaſten zeig und dieſen dann zu
gellappt haben, wodurch das kleine Weſen erſtickt fein ſoll.

Die Verhandlung wurde in nichtöffentlicher Sibung geführt.
Die St worenen bejahten die Schuldfrage nach Kindesmord
und billigten mildernde Umſtände zu. Demgemäß verurteilte
Veieke geshof die Angeklagte zu zwei Jahren zwei Monaten

efängnis.

Aus den Hachbarkreiſen.
Die Gemeindewählerliſten

liegen in den Gemeinden der Provinz Sachſen vom 15. bis
30. Januar in dem vom Gemeindevorſteher vorher bekannt ge-
machten Raume öffentlich zu jedermanns Einſicht aus. Wenn
auch an manchen Orten in dieſem Jahre keine allgemeinen Wahlen
ſtattfinden, ſo kann im Laufe desſelben doch eine Nach oder Er
ſatzwahl notwendig werden. Daher ſollte ſich jeder wahlberechtigte
Einwohner überzeugen, ob er in der Liſte verzeichnet iſt.

Wahlberechtigt iſt jeder ſelbſtändige Gemeindeangehörige,
welcher 1. Angehöriger des Deutſchen Reiches iſt, 2. die bürger
lichen Ehrenrechte beſitzt, 3. ſeit einem Jahre in dem Gemeindebezirk
ſeinen Wohnſitz hat, 4. keine Armenunterſtützung aus öffentlichen
Mitteln empfängt, 5. die auf ihn entfallenden Gemeindeabgaben
bezahlt hat und außerdem a) entweder ein Wohnhaus in dem Ge-
meindebezirk beſitzt, oder d) von ſeinem geſamten innerhalb des
Gemeindebezirks belegenen Hausbeſitz einen Jahresbetrag von
mindeſtens 3 Mk. an Grund- und Gebäudeſteuer entrichtet, oder
c) zur Staatseinkommenſteuer veranlagt iſt oder zu den Gemeinde
abgaben nach einem Jahreseinkommen von mehr als 660 Mk.
herangezogen wird.

Als ſelbſtändig wird nach vollendetem 24. Lebensjahre jeder
betrachtet, welcher einen eigenen Hausſtand hat. Chambregarniſten
ſind wahlberechtigt, Schlafburſchen iſt das Wahlrecht abgeſprochen

worden.
Beſonders ſei darauf hingewieſen, daß man zur Ausübung de

Gemeindewahlrerhts im Gegenſatz zu den Städten nicht
Preuße zu ſein braucht, es iſt erforderlich, daß man die deutſche
Reichsangehörigkeit beſitzt.

Die „Fortſchrittler“ in der Provinz Sachſen.
Die jetzt den Namen „Fortſchrittliche Volkspartei“ führende

Gruppe iſt auch in der Provinz Sachſen in die Schußlinie ein
gerückt. Der links von den Nationalliberalen ſtehende Liberalismus
hat ſchon Bedeutendes und Radikales geleiſtet, wenn auch nicht
auf dem Wege der Geſetzgebung, ſo doch auf dem der Namens-
gebung. Wie viele Firmenſchilder führten nicht ſchon die Libe-
ralen: „Fortſchrittspartei“, „Sezeſſioniſten“, „Deutſchfreiſinnige
Partei“ (auch goldene 110 genannt), „Freiſinnige Volkspartei“,
„Freiſinnige Vereinigung“, „Deutſche Volkspartei“ und „Freiſinnige
Volkspartei“. Aus den letztgenannten drei Gruppen oder wenn ſie
wollen, Parteien, iſt bekanntlich die „Fortſchrittliche Volkspartei“
hervorgegangen. Das war die letzten drei Jahrzehnte hindurch ein
ununterbrochenes Ver und Zuſammenſchmelzen. Die Legierung
wurde bei dem Schmelzverfahren immer eigenartiger und auch
minderwertiger. Dazu kam noch der beim Schmelzen übliche
Metallverluſt. Vor dem Jahr 1884 vildeten die Sezeſſioniſten und
die Deutſche Fortſchrittspartei zuſammen die Deutſchfreiſinnige
Partei, die 110 Mann ſtark, im Reichstage hauſte. Die Reichs
tagswahlen von 1884 brachten die Zahl aber unter die Ziffer 70.
Und 1887 ging das noch weiter bergab und brachte zugleich auch
wieder die Spaltung, und zwar in Freiſinnige Volkspartei und
Freiſinnige Vereinigung. Seit dieſer Zeit hat der Liberalismus
parlamentariſch von der Hand in den Mund gelebt und iſt 1907
gar der junkerlichen Reaktion in den Schoß gefallen, aus dem er
verdorben, an Leib und Seele krank, zurückkehrte. Der Liberalis-
mus links von den Nationalliberalen hielt ſich nun nach ſtark
einjähriger Sanatorienbehandlung für ſo weit wieder gekräftigt,
d er auf Krücken freilich wieder den Kampfplatz betreten
ann.

Die jetzige Fortſchrittliche Volkspartei glaubt, auch die Provinz
Sachſen ſei ein gutes Kampffeld für ſie, auf dem noch etwas zu
holen iſt. Nachdem die geplante große Schachermachei mit den
Nationalliberalen zu Eſſig geworden iſt, haben die Fortſchrittler
in faſt allen Wahlkreiſen eigene Kandidaten für die nächſte Reichs-
tagswahl aufgeſtellt. Daß aber die Hoffnungen auf ein allgemeines
Wahlabkommen mit den Nationalliberalen dem Beiſpiel in der
Provinz Brandenburg noch nicht aufgegeben ſind, wurde auf einer
kürzlich in Magdeburg abgehaltenen Generalverſammlung der
Fortſchrittlichen Volkspartei zum Ausdruck gebracht.

Bei der Stellungnahme zu den Reichstagswahlen bezeichnete
der Referent nach einem Bericht des Magdeburger Zentral-
anzeigers die Ausſichten und Stimmung für die Fortſchritt-
liche Volkspartei nach dem Ausfall der letzten Reichstagserſatzwahlen
ſowie nach den Nachrichten aus den Wahlkreiſen der Provinz
Sachſen als recht günſtig. Auch ſei man überall kampfes-
freudig, ſo daß bei rechtzeitiger, energiſcher und vereinter Arbeit
dem Liberalismus eine anſehnliche Zahl von Wahlkreiſen
gewonnen werden könne. Der Zuſammenſchluß aller
Liberalen ſei dazu allerdings notwendig. Die Fortſchrittliche Volks
partei habe die Wahlkreiſe Nordhauſen-Grafſchaft Hohn-
ſtein, Wittenberg-Schweinitz und Naumburg-Weißen-
fels- Zeitz zu verteidigen; ſie wolle die Wahlkreiſe Jerichow 1
und 2, Mühlhauſen-Langenſalza und Halle- Saalkreis zurück-
erobern (7) und Merſeburg-Querfurt, Vitterfeld- Delitzſch und
Sangerhauſen Eckartsberga nen gewinnen. Der Wahlkreis
Kalbe-Aſchersleben ſei gleichfalls nur durch einen fort-
ſchrittlichen Kandidaten der Sozialdemokratie wieder abzu-
nehmen.

Die Nationalliberalen müſſen ihre Sitze in Stendal-Oſter-
burg, Wolmirſtedt-Neuhaldensleben, Halberſtadt-Wernigerode und
Torgau-Liebenwerda wiedererhalten, könnten Salzwedel-
Gardelegen neu erobern und Wanzleben zurückgewinnen. Ueber
die Wahlkreiſe Magdeburg ſowie Mansfelder See und Ge-
birgskreis, der den Freikonſervativen ſchwer abzuringen (7)
ſein werde, müßten noch beſondere Vereinbarungen
getroffen werden. Die beiden liberalen Parteien National-
liberale und Fortſchrittliche Volkspartei ſeien zur Behauptung
ihrer jetzt innehabenden wie zur Gewinnung neuer Sitze auf
gegenſeitige ehrliche Unterſtützung angewieſen; es ſei zu bedauern,
daß es in der Provinz Sachſen an derartigen Vereinbarungen
noch fehle.

Man ſieht, die Herren von der Fortſchrittspartei haben große
Roſinen im Sack. Ob freilich die Nationalliberalen ſich ihnen ſo
entgegenkommend zeigen werden, wie ſie es wünſchen, ſteht auf
einem andern Blatte. Von großer Kampfesfreudigkeit zeugte auch
nicht die Annahme, daß der Wahlkreis Mansfeld den Freikonſer-
vativen nicht abgenommen werden könne. Was die Sozialdemo-
kratie tun kann, um den Erzreaktonär Arendt aus dem Wahlkreiſe
zu treiben, wird ſie ſicher leiſten. Die Zukunft wird es ja lehren,
was von den Großſprechereien der Fortſchrittler zu ten iſt.
Weiter wurde folgender Beſchluß in einer Reſolution niedergelegt:

„Der Wahlverein erklärt eine Einigung zwiſchen der Fort-
ſchrittlichen Volkspartei und den Nationalliberalen über die Be-
ſetzung der Wahlkreiſe innerhalb der Provinz Sachſen und des
Herzogtums Anhalt durch gemeinſame liberale Kandida-

turen für dringend notwendig im Intereſſe des geſamten
Liberalismus. Er erſucht den gehen Ausſchuß des
Bezirksverbandes, dahin gehend zu wirken.

Der Wahlverein bedauert auf das lebhafteſte das ſonder-
bare Verhalten der Nationalliberalen in Nordhauſen,
Sangerhauſen und Anhalt 1, wo durch nationalliberale
Sonderkandidaturen die Kräfte zerſplittert und die Wahlausſichten
für den Liberalismus verringert, den Feinden des letzteren alſo
die Steigbügel gehalten werden.

Der Wahlverein erſucht den geſchäftsführenden Ausſchuß des
Bezirksverbandes, die Wahlvorbereitungen in allen Kreiſen des
Bezirks unverzüglich in die Wege zu leiten und ſich im Ein
verſtändnis mit den Wahlkreisvertretungen für alle Fälle über
geeignete Kandidaturen ſchlüſſig zu machen, um ſich auf eigene

üße zu ſtellen, wenn ein annehmbares Uebereinkommen mit
den Nationalliberalen nicht zu erzielen iſt.“

Wir haben es gerade ſchon oft genng erlebt, daß die feindlichen
liberalen Brüder ſchließlich „alle Differenzen zurückſtellen“, alle
„Liebenswürdigkeiten“, die ſie ſich gegenſeitig zugefügt haben,
vergeſſen, wenn es gegen die Sozialdemokratie geht. Dann ver-
einigen ſich im bürgerlichen Lager Feuer und Waſſer. Es zeigt
ſich immer wieder, daß beſonders die „Fortſchrittler“ im Vergeſſen
groß, aber im Hinzulernen klein ſind. Jhre in der Magdeburger
Verſammlung zutage getretene Sehnſucht nach den noch pflaumen-
weicheren Nationalliberalen zeigt ſie uns wieder auf dem beſten
Wege, ſich ſelber zu entmannen und die Geſchäſte anderer zu
beſorgen.

Wie Reichsverbandslügen entſtehen.
„Verleumde nur zu, es bleibt ſchon etwas hängenl“

Nach dieſem Schema arbeiten die Söldner des Reichsverbandes
zur Bekämpfung der Sozialdemokratie ſtets, wenn ſie ihrem
unſanberen Handwerk nachgehen. Paſſiert irgendwo in der Welt
etwas, das ſich gegen die Sozialdemokratie verwenden läßt, dann
ſchrecken dieſe Sorte Menſchen vor keiner Fälſchung zurück. Die
Tatſachen werden in das Gegenteil umgefälſcht, um Richtig-
ſtellungen kümmert man ſich nicht, weil ſonſt die Machenſchaften
der politiſchen Brunnenvergifter aufgedeckt würden. Nur ſelten
glückt es, der unehrlichen Geſellſchaft das Geſchäft zu verderben.
Aber diesmal iſt es uns um ſo gründlicher gelungen.

Jn Hübitz (Mausfelder Seekreis) iſt kurz vor Weihnachten
von einigen Männern gewaltſamerweiſe öffentliches Eigentum
zerſtört worden. Es dauerte gar nicht lange und die Eisleber
Abladeſtelle für Reichsverbandsunrat hat herausbekommen, daß es

ſich hier um ſozialdemokratiſche Roheiten“ handelt,
denn es fand ja um die fragliche Zeit in der Nähe eine ſozial-
demokratiſche Verſammlung ſtatt. Der Mansfelder Bergbote
klagte mit bewegten Worten, daß eine Rotte Genoſſen an der
Kirche vorbeigezogen wäre, auf Gottesdienſt und Chriſtentum
geſchimpft und ſchließlich eine arge Verwüſtung angerichtet
hätte. Die Genoſſen ſollen das Eiſengitterverbogen und
herausgeriſſen, ſowie die zum Kircheneingang führenden
Steinſtufen zertrümmert haben.

Wir haben die Schauergeſchichte, die den Stempel der Un
wahrhaftigkeit an der Stirn trug, bereits ausführlich wieder
gegeben und den Bergboten aufgefordert, die Behauptung, An
hänger der Sozialdemokratie hätten die Verwüſtungen verübt, zu
widerrufen, andernfalls die Namen der Zerſtörer veröffentlicht
würden. Es ſtand nämlich feſt, daß nicht „eine Rotte Genoſſen“,
ſondern Leute, die ihren ſogenannten Patriotismus und ihre
patentierte Reichstreue bei jeder Gelegenheit in aufdringlicher
Weiſe zu Markte tragen, den Zaun beſchädigt haben. Bei einem
Reichsverbandsblatt darf man auf alles gefaßt ſein, was ſich aber
der Bergbote geleiſtet, geht über alle Begriffe. Er ſtellt die unwahre
Behauptung von neuem allerdings vorſichtigerweiſe in ſehr
beſchränkter Form auf, indem er ſchreibt

„Ein Trupp Männer und einige Weiber kamen ans der von
dem Zehngebote- Hoffmann abgehaltenen Verſammlung.
Sie waren alle von auswärts, daher ſind ſie hier nicht erkannt
worden. Nachdem ſie Schimpfreden gegen Kirche und Chriſten-
tum ausgeſprochen hatten, verübten ſie das Zerſtörungswerk
und verſchwanden darauf. Von dem „Volksdlatt“ verlangen
wir nunmehr, daß es ſeine Zuſage wahr macht, und die Namen
der „erſtklaſſigen Herren, der erſtklaſſigen Vandalen“, die ihm
ja ſeiner Ausſage nach bekannt ſind, in ſeiner nächſten Nummer
nennt. Tut dies das ſozialdemotratiſche Blatt nicht, dann
werden wir die Folgerungen aus ſeiner Handlungsweiſe uns zu
ziehen erlauben.“

Um die Angelegenheit voll aufzuklären und um dem Verlangen
des Bergboten nachzukommen, ſeien die Namen der Kirchengut-
zerſtörer hier genannt. Sie heißen:

Arno Kaufmann, Sohn des Juhabers des Poſamentenwaren
geſchäfts Kaufhaus Siersleben, und Friedrich Dittmar, Stief-
ſohn des Gaſtwirts Dittmar.

Mehrere einwandfreie Augenzeugen ſtehen zur Verfügung,
die an Gerichtsſtelle bekunden wollen, was ſie wahrgenommen
haben. Nach übereinſtimmenden Bekundungen hat ſich der Vor-
fall wie folgt abgeſpielt: Aus dem Feldwege trat ein größerer,
unerkannt gebliebener Mann, der mit einem Ueberzieher bekleidet
war und einen ſchwarzen Hut auf dem Kpofe trug. Als der
Mann dann in die Nähe des Tatortes kam, ſtürzten Kauf-
mann und Dittmar wie auf Verabredung auf die
Kirche zu, riſſen an dem Geländer herum und ver-
bogen es. Nach vollbrachtem Werk verſchwanden ſie in der
Dunkelheit. So lauten die Behauptungen mehrerer Perſonen,
welche dem Zerſtörungswerk zugeſehen und ſich uns mit ihrem
Zeugnis zur Verfügung geſtellt haben.

Wir halten es als ganz ſelbſtverſtändlich, daß der Bergbote von
unſern Feſtſtellungen Notiz nimmt, auch weiter, daß die „objektivſte
aller Behörden“ uns dankbar ſein wird, zur Ermittlung derjenigen,
die die ſozialdemokratiſchen Roheiten“ begangen, beigetragen zu
haben. Bis zur gerichtlichen Verhandlung, die doch zweifellos
folgen muß, wollen wir uns aus leicht begreiflichen Gründen jeden
Urteils enthalten. Hinzufügen wollen wir noch zum beſſern Ver
ſtändnis der Angelegenheit, daß Herr Kaufmann als Geſchäfts-
führer in ſeines Vaters Geſchäft tätig iſt, und daß der Stiefvater
Dittmars der Schwager des Ortsſchulzen und Fahrſteigers Birl
in Siersleben iſt. Jn den Lokalitäten des D. tagen nur die
„Reichstreuen“ denn organiſirte Arbeiter werden dort nicht geduldet.

Jetzt hat der Bergbote das Wort!l!
Dieſe geſchilderten Vorgänge hatten übrigens, wie uns mit

geteilt wird, noch ein Nachſpiel. Es iſt von Amtsperſonen
verſucht worden, auf einen Gaſtwirt den bekannten ſanften
Druck auszuüben, um dieſen zu veranlaſſen, ſein Lokal
nicht mehr zu ſozialdemokratiſchen Verſamm-
lungen herzugeben. Der Kriegerverein in
Hübitz wollte am Silveſterabend im Lokale des Gaſtwirts
Schlücke ein Tanzvergnügen abhalten. Genanntes Lokal iſt
dasjenige, wo Genoſſe Hoffmann geſprochen hatte. Der Vor-
ſtand des Kriegervereins wandte ſich an den zuſtändigen Amts
vorſteher Lüdicke in Polleben zwecks Genehmigung des
Vergnügens, das abends 7 Uhr beginnen ſollte. Dem Vor-
tand des Vereins ging folgendes Schreiben zu:

Amt Volleben, den 23. 12. 1910.
n. K. H. mit dem Bemerken zurück, daß infolge

der Ereigniſſe bezg. der Sozialdemokratie
die Erlaubnis verſagt werden muß.

Der p. Schlücke muß hier erſt ſeine ſchriftliche Erklärung
über den Rücktritt aus der Sozialdemokratie einſenden.



Deutlicher kann eine preußiſche Amtsperſon ſich nicht aus
drücken. Nicht nach dem Bedürfnis wird die Erlaubnis erteilt,
ſondern es ſoll dieſelbe von dem Wohlverhalten des Gaſtwirts
abhängig gemacht werden. Jntereſſant iſt weiter die Tatſache,
daß ſogar ein Kriegerverein unter Umſtänden auf ſein ge
wohntes Vergnügen verzichten muß, um nicht von dem „revo
lutionären Bazillus“, der in dem Saale noch hauſt, befallen zu
werden.

Ratſchläge“ erteilte.

erteilt.
Bemerkt ſei nur noch, daß der Gaſtwirt Schlücke gar nicht

Mitglied der Sozialdemokratie, ſondern ein ſtrammer Krieger-
vereinler iſt. Er hat ſich ſelbſt an unſere Parteigenoſſen ge
wandt und ihnen den Saal angeboten, um mit feinen acht
Kindern nicht zugrunde zu gehen. Wenn dieſer Mann jetzt
von den Patentpatrioten nach allen Regeln der Kunſt bearbeitet
wird, ſo iſt das natürlich kein Terrorismus!

Jm Verlaufe der Unterhandlungen mußte der Gaſt
wirt vor dem Schulzen erſcheinen, der ihm jedenfalls „gute

Ein paar Herren redeten fortgeſetzt auf
den Wirt ein, um ihn zu überzeugen, daß er eine fürchterliche
Geſellſchaft in ſeinem Saale geduldet habe ja ſogar der Herr
Landrat ſoll bei der Angelegenheit eine vermittelnde Rolle
geſpielt haben. Auf bei ihm eingelegte Beſchwerde wurde die
Erlaubnis zur Abhaltung des Silveſterballs

Schkeuditz. Ein ganz gemeingefährlicher Jugend-
erzieher iſt der 31 jährige Volksſchullehrer Johannes Winkler
von hier. Wie das Volksblatt bereits berichtet, iſt W. unter dem
Verdacht, ſich an Schulmädchen unſittlich vergangen zu haben,
verhaftet und dem Halleſchen Unterſuchungsgefängnis
worden. Am Sonnabend hatte er ſich vor der Halleſchen Straf-
kammer wegen Sittlichkeitsverbrechens zu verantworten.
Die Verhandlung war nicht öffentlich Zeuginnen wurden nicht
vernommen und hatte das Ergebnis, daß Winkler zu zwei
Jahren Gefängnis verurteilt wurde. Der gemeine Menſch
beſaß noch die Frechheit, ſich an die Redaktion des Volksblatts zu
wenden mit dem Erſuchen, von der Verhandlung keine Notitz zu
nehmen.

zugeführt

Bitterfeld.
D

4. Oktober v. Js.

unter der

daß die Sache

Tages Vorſchuß

drei Monate Sefängnis.

ffeldd. Ein gefaßter Prämienlosſchwindler.
Der 35 jährige Agent Otto Nimmig von hier verkaufte am

in vier verſchiedenen Fällen in Oykeln, Scholis
und Sackwitz von dem Bankhaus „Germanie“ in Kopenhagen
vertriebene Prämienlos-Anteilſcheine, ſog. Ottomaniſche 400 Franuk-
Loſe, und t in jedem Falle 1 Stück zum Preiſe von 3 Mk.

alſchen Angabe, daß, wenn ein Los nicht gewinne,
1,80 Mk. zurückvergütet würden.

Schwindel war.
verurteilte den Losſchwindler wegen Betrugs in vier Fällen zu

2 Ja o 2 if o Jzwei Jahren Zuchthaus und fünf Jahre Ehrverluſt.
„Greppin. Eine recht erhebliche Strafe wegen eines

Vorteils von zwei Mark erhielt von der Halleſchen Strafkammer
der 31 jährige Arbeiter Auguſt Löbenhahn von hier. Als er
im Juni auf der Grube Marie arbeitete, verlangte er eines

Sein Meiſter gab ihm eine Anweiſung über
3 Mk., die er in 5 Mk. umänderte.
den Mann, der allerdings mehrfach vorbeſtraft iſt, wegen der
Bagatelle mit ſieben Monaten Gefängnis beſtraft wiſſen. Das
Gericht erkannte auf drei Monate Gefängnis, rechnete aber einen
Monat auf die erlittene Haft als verbüßt an.

Behritzſch. Eine überaus rohe Tat wurde, wie wir
ſeinerzeit berichteten, von einem beim Gutsbeſitzer Reißmann
arbeitenden Dienſtknecht J. am 5. Dezember verübt. J. ſollte
mit dem Geſchirr nach Bahnhof Jeſewitz fahren. um dort
Rüben zu verladen. Er hat einem
ihm nicht ſchnell genug ging, fünf Stiche in den Hinterſchenkel
beigebracht, die zur Folge hatten, daß das Tier einging. Der
Wert des eingegangenen Tieres beträgt 900 Mk. Wegen der
bewieſenen grenzenloſen Roheit beantragte der Amtsanwalt
in der Verhandlung vor dem Eilenburger Schöffengericht eineGefän nisſtrafe von ſechs Monaten. Vas

Später ſtellte es ſich heraus,
Die Torgauer Strafkammer

Der Staatsanwalt wollte

Pferde aus Wut, weil es

Urteil lautete auf

Bockwitz. Unglücksfall.

paſſiert ſein.

f Am Neubau der Lauchhammer-
ſchen Maſchinenhalle paſſierte Murwoch ein Unglücksfall. Der
Maurer Albin Schüller ſtürzte vom Gerüſt und wurde am Kopf
arg verletzt. Der Unfall ſoll durch Ausgleiten infolge der Glätte

Sera. Bäckereigeheimniſſe.
gegen das Nahrungsmittelgeſetz hatte ſich vor der Strafkam-
mer der Bäcker Hermann Marx aus Weida zu verantworten.

Bern
Wegen Vergehens

Für das Gefangenhaus in Weida hatte er das Brot geliefert.
Nach dem Genuß des Brotes erkrankten mehrere Gefangene.
Durch chemiſche Unterſuchung in Jena wurde feſtgeſtellt, za
das Brot eine Kupferverbindung enthielt, die anſcheinen
unter das Mehl getan worden war. Der Angeklagte wurde
überführt, Kupferſulphat in den zu haben, um
ſchlechtes Mehl backfähiger zu machen. ie Strafkammer be
tonte, daß es al]gemein bekannt ſei, daß ſich Bäcker auf dieſe
Weiſe zu helfen ſuchten. Der Angeklagte wurde nur zu 100
Mark Geldſtrafe oder zehn Tagen Gefängnis verurteilt. Der
Staatsanwalt hatte drei Wochen Gefängnis beantragt.

Naumburg. Brand- Unglück. Am Sonnabend nachmittag
3/2 Uhr brach in der Zelluloidwarenfabrik von Brunhuber
Feuer aus, das von einer heftigen Exploſion begleitet war. Leider
find dabei 20 Arbeiter bezw. Angeſtellte verletzt worden, darunter
mehrere recht ſchwer. Die Verletzungen ſind teils Brandwunden,
teils ſind die Verletzten von Gegenſtänden getroffen, die durch
die Exploſion umhergeſchleudert wurden. Das eigentliche Fabri-
kationsgebäude iſt ziemlich unverſehrt geblieben, dagegen iſt das
Verwaltunngsgebäude geborſten und ausgebrannt. Die Ent-
n iſt folgende: Die Firma macht viel über-eeiſche Geſchäfte. Dieſe Waren Transporte müſſen in
Kiſten geſchehen, die mit Zinkblech ausgeſchlagen ſind. Wenn
die Waren in den Kiſten verpackt ſind, wird dieſer Zinkeinſatz
verlötet. Am Sonnabend waren zwei ſolche Kiſten zu verlöten,
ſie waren ins Privatkontor gebracht worden, dort nahm ein jüngerer
Arbeiter die Verlötung vor. Eine Kiſte war bereits fertig. Beim
Verlöten der zweiten Kiſte unterlief dem Arbeiter das Malheur,
daß er entweder mit dem glühenden Lötkolben den Celluloidwaren
zu nahe kam, oder daß eine glühende Kohle zwiſchen dieſelben fiel;
kurz, in weniger als einer Minute ſtand die große Verſandkiſte in
Flammen, die den ganzen Raum ausfüllten. Das im Nebenraum
befindliche Kontorperſonal ſuchte ſchnell noch die Geſchäftsbücher und
andere Sachen in Sicherheit zu bringen. Die Arbeiter der Fabrik
waren ſchnell herbeigeeilt. Plötzlich erfolgte eine Detonation, die
im weiten Umkreiſe die Luft erſchütterte und in den Nachbarhäuſern
die Fenſter eindrückte. Die zweite Warenkiſte war explodiert. Eine
mehr als zehn Meter lange Stichflamme fuhr durch die Türen
und Fenſteröffnungen, mit ihrer Glut Menſchen und Gegenſtände
verſengend. Der durch die Exploſion erzeugte Luftdruck war ſo
ſtark, daß Menſchen an die Wand geſchleudert oder zu Boden ge
worfen wurden eine Buchhalterin wurde hochgehoben und mit
ſamt dem Fenſterkreuz auf die Straße geſchleudert. Das Dach des
Verwaltungsgebändes berſtete auseinander. Das Perſonal der
gegenuberliegenden Gasanſtalt leiſtete ſchnell Hilfe. Bald waren auch
fünf Aerzte zur Stelle, welche den Verletzten Notverbände anlegten
und anordneten, daß die ſchwerer Verletzten nach dem Krankenhauſe
gebracht wurden. Einige der Verletzten hatten ſich nach ihrer
Wohnung geſchleppt, ſie wurden auch von den Aerzten beſucht
und verbunden. Dem Bemühen der Feuerwehr gelang es, daß
der Brand nur das Verwaltungsgebände zerſtören konnte, das
angebaute Fabrikgebäude blieb verſchont. Noch am Sonntag nach
mittag war ein Kommando Feuerwehrleute mit Löſcharbeiten be-
ſchäftigt. Wir meinen, daß bei einiger Vorſicht das ſchwere Un-
glück, das man über viele Menſchen und Familien gebracht hat,
hätte vermieden werden können Das Verlöten der Kiſten läßt
ſich ſehr gut im Freien oder an unbewohnten Orten vornehmen.

AMllerlei.
Schneeſtürme in Frankreich und Spanien

Aus faſt allen franzöſiſchen Provinzen wird über ſtrenge
Kälte und ſtarkes Schneegeſtöber berichtet. Jn den Pyrenäen
iſt das Thermometer auf 15 bis 20 Grad unter Null geſunken.

Echo de Paris meldet aus Toulouſe, daß im Departe-
ment Ange fortgeſetzt heftige Schneeſtürme herrſchen,
ſo daß die Bahnverbindungen total unterbrochen ſind, auch die
Straßenbahnen mußten ihren Dienſt einſtellen.

Jn Spanien wüten Schneeſtürme, wie man ſie ſeit zehn
Jahren nicht erlebte. Der Verkehr auf faſt allen ſpaniſchen
Eiſenbahnen, namentlich der Nordlinien von Madrid aus, iſt
völlig unterbrochen. Ueber 40 Züge ſind im Schnee ſtecken ge-
blieben. Von Madrid konnte geſtern überhaupt kein Zug ab-
gelaſſen werden. Auch aus dem Süden kommen Berichte über
durchaus ſchwere Schneeſtürme. Jn der Provinz Santander
ſind vier Perſonen im Schneeſturm umgekommen.

Madrid, 16. Januar. Der Gouverneur der Provinz
Leon telegraphiert, daß bei Saraſſa eine Schneelawine einen

c
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Jn Huelva ſind durch den Bruch
Waſſerreſervoirs elf Perſonen umgekommen. Die ausſtrömen-
den großen Waſſermaſſen überfluteten die ganze Umgebung
und zerſtörten auf eine Entfernung von 8 Kilometern
großen Teil der Eiſenbahnlinie. Ein Minenzug entgleiſte und
ſtürzte aus beträchtlicher Höhe den Eiſenbahndamm hinab.

Einem Lokomotivführer wurden
beide Beine abgeriſſen. Auch fünf Perſonen, die in Hütten in

des Reſervoirs übernachteten,

Süden iſt bisher kein Peſtfall zu verzeichnen geweſen.
Shanhaikwan iſt eine fünftägige Quarantäne angeordnet

Der BVefund ergab,
zehn Tagen verübt worden ſein muß, es liegt Raubmord

Turkeſtan dauern immer noch an. e T
Werny wurden nach dem Erdbeben 200 tote Kirgiſen aufge-

Jm Bahnhofe von Unna i. W. fuhr
Der letzte Wagen wurde zertrümmert,

wobei ein Reiſender den Tod fand, während ein anderer ſchwer
einer Ballfeſtlichkeit,

Schlächtermeiſter in einem Berliner Ballokal arrangiert hatten,
brach plötzlich infolge Ueberlaſtung eine Rutſchbahn zuſammen,
dabei wurden acht Perſonen mehr oder weniger ſchwer verletzt.

Die Telegraphenlinie ſowie die
Bahngleiſe ſeien auf eine Entfernung von Kilometern zerſtört.
Der Schnee liegt ſtellenweit bis 6 Meter hoch. (7) Jn vielen
Häfen, beſonders Cadix und Viego wurden über 80 Fahr
zenge durch den heftigen Sturm zum Teil zerſtört, zum Teil

des Dammes eines

einen

wurden fortge-

Rodelunfälle.
Jn verſchiedenen Diſtrikten des Rheinkandes haben die

vielen Rodelunfälle die Behörden zum Einſchreiten
veranlaßt; Es ſind bereits einſchränkende Verfügungen er-
laſſen worden. Unweit Adenau waren ſieben Perſonen
beim Rodeln überfahren worden, die alle ſchwere Verletzungen

hierauf das Rodeln mit lenk-
Schlitten. Bei Waldböckelheim

rutſchte ein Automobil, das beim Ausweichen auf eine glatte
Bahn geriet, aus und ſtieß mit großer Wucht gegen einen

Vier Perſonen wurden aus dem Wagen geſchleudert
Die Polizei

Auch vom Hunsrück und Weſterwald werden ſchwere
ſchloß die Rodelbahn.

Die mörderiſche Peſt.
Jn Charbin ſind 1135 Chineſen und 44 Europäer an Peſt

geſtorben, in Mukden ſind 36 Perſonen der Seuche erlegen.
großer Schnelligkeit aus. Jm

Raubmord.
Jn Soßnitza in Oberſchleſien wurde der Weichen

ſteller Julius Bialas mit durchſchnittener Kehle, die Hände
ſeiner Wohnung ermordet auf
daß der Mord bereits vor za.

Ermordeten eine Anzahl Sachen
rmordete war 25 Jahre alt und un-

Ein der Tat verdächtiger Streckenarbeiter wurde

Die Nonne als Kindesmörderin.
Krems

Ordensſchweſter Eliſe K.
Sie war Krankenwärterin in der nieder-

öſterreichiſchen Landesſiechenanſtalt, wo ſie mit einem Wärter
ein Liebesverhältnis unterhielt, das nicht ohne Folgen blieb.
Die Verhaftete geſtand, am 27. Auguſt 1910 ein Kind zur
Welt gebracht, dieſes gleich nach der Geburt er würgt und die
Leiche in einen außer Gebrauch ſtehenden Brunnen ge-

in Oeſterreich wurde die
wegen Kindesmordes ein-

Erderſchütterungen in
Jm Dorfe Tſcheben bei

Typhusepidemie ausge-brochen. Jn Bychanwiy (Polen) brachte ein gewiſſer Mali
nowski die geſamte Familie Grudniow mit vergiftetem Kognak

hatte den Mörder gedungen.
ein Perſonenzug auf

welche die

Die heutige Nummer umfaßt 8 Serten.
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und Sonntags von 10-12 Uhr.
Ausgabeort: Für Nord Volkspark Burgſtraße 27), für Süd

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).

S billiger Verkauf Ceiststr. 12,

Tetzt Korsett- undl schürzen-Woche, extra billig.
Waschgefässe
dauerh. billigſt. p. V.

r. Klaus-Zandoer. ſtraße 12.

Standesantliche Nachrichten

Halle-Süd (Steinweg 2), 14. Jan.
Aufgeboten: Arbeiter Richter

und Emma Lehmann (Halle und
Roßlau).

Eheſchließungen: Steindrucker
Schwabe und Lina Chemnitz
(Kellnerſtraße 16). Dampfmühlen
beſitzer Kaſch und Elsbeth Taatz
(Jäſchwitz und Lützenerſtraße 2.
Unteroffizier Weinreich und Luiſe
Birkholz (Gr. Steinſtraße 19
Eiſendreher Hertel und Anna
Krüger Forſterſtr. 21 u. Albert
Schmidtſtr. 3). Buchhändler Kötz
und Jda Weißenborn (Berlin u.
Jakobſtr. 64). Schloſſer Schaper
und Luiſe Witteborn (Merſe-
burgerſtraße 101). Wachtmeiſter
Poyda und Anna Noglik (Merſe-
burgerſtraße 93 und Raffinerie-
ſtraße 32). Friſeur Engfer und
Martha Neumann (Parkſtraße 6
und Bruckdorferſtr. 2). Tiſchler
Denkewitz und Frida Grünewald
(Unterberg 12 und Forſterſtr. 18).
Lokomotivheizer Wuromus und
Melanie Kroll (Spremberg und

Arbeit. SauerKrondorferſtr. 7).
und Emma Kunert (Merſehurg
und Streiberſtr. 38). Werkführer
Weber u. Berta Fleck (Bernhardy-
ſtraße 20 und Leoſtr. 1). Guts-
gärtner Zeiſing u. Anna Richter
(Glaubitz und Jakobſtr. 26).

Geboren: Börſendiener Martint
Tocht. (Neue Promenade 2). Schuh-
macher Schaaf T. (Klinik). Ar-
beiter Ziege S. (Steinweg 21).!

Chauſſee 18). Former Henſe S.
Reideburgerſtraße 6). Arbeiter

Schollbach S. (Marthaſtraße 22).
Modelltiſchler Schrey T. (Jakob-
ſtraße 24). Jnſtallateur Hammer
Tochter (Torſtr. 48).

Geſtorben: Polizei-Wachtmſtr.
a. D. Schieferdecker, 83 J. (Lieben
auerſtr. 18). Elſa Kaiſer, 16 J.
Liebenauerſtr. 15). Eiſenbahn
ſchaffner Andreß, 67 J. (VPark-
ſtraße 22). Oberbriefträger Rettig,
65 J. (Streiberſtr. 46). Barbier-
herr Hieckmann, 38 J. (Martin-
ſtraße 25). Arbeiter Richter aus
Droyßig, 57 J. (Klinik). Berg-
manns Richter aus Bennſtedt
Ehefr. Karoline geb. Probſt, 59 J.
Klinik). Lokomotivführers Fielitz
Ehefr. Auguſte geb. Heine, 46 J.
Landsbergerſtr. 57).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 34a).

14. Januar.
Eheſchließßungen: Arbeiter

Haaſenbruch und Anna Stelzer
(Wittekindſtraße 25 u. Trothaer-
ſtraße 31). Schloſſer Grunert
und Luiſe Ebert (Gr. Brunnen-
ſtraße 34). Maurer Behrendt und
Emma Teuſcher (Bruckdorfer-
ſtraße 5 und Mötzlicherſtraße 2).
Sergeant Feyerabend und Frida
Dörner (Artillerie-Kaſerne und
Große Goſenſtraße 13). Poſt-
ſchaffner Thier u. Marie Richter
(Hedwigſtraße 3 und Wettiner-
ſtraße 22). Verwalter Hertzog
und Anna Friedrich (Gutenberg
und Eichendorffſtraße 31).

Geboren: Magiſtrats-Bureau-
Aſſiſtent Brödel S. (Wieland-
ſtraße Arbeiter Schondorf T.
(Geiſtſtraße 33).

Geſterben: Bandagiſt Heeger
aus Querfurt, 46 J. (Diakfomſſen-
haus). Bäcker Schoppe, 25 J.

hetet enorm

W Vorteile

J noch kurze Zeit. 2

KSaison-Ausvorkaut!

Pelzwaren
jetrt im Preise ganz weventlich ermässigt.

Pelz-Colliers wo Pelz- Kragen

Pelz-Stolas w Pelz-Muffen
in vielen modernen Pelzarten,

nur Neuheiten von letzter Saison!

jetzt nor: jro 29 3* 4
(590 750 975 950 so 3527

Alex Michel,
W Marktplatz 18We Halle a. F., Ecke üleinschmieden.

c Vitglied desRabatt Spar- Vereins

7 zu Halle a. S.
d. d.

für Brautleute pavzend:

2 prima Federbetten (rotes
Jnlett), 2 Muſchel- Bettſtellen
mit ſtaubfr. Feder-Matratzen.
Helle Kücheneinrichtung nur
55 Me. Gute Nähmaſchine,
wenig gebraucht, sofort

spotthit. g zu verkauf.
Geiststrasse 21.,

2 Treppen.

9Cerörtete Kaffee's
von M. 1.20 bis R. 2.00
empf. in vorzüglich. Qualitäten

Cari Booch,
Breitestr. u. Marktplatz im Turm.

für die fernen Gactwirte:

klnladungskarten

NMarrendhenden,

Bockhlerfesten,
Famien Abenden,
Schlachte Fexten,

Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlune,
Halle a. S. Harz 42/43.

Für Gaſtwirte, Vereine

und Gewerlſchaften.

Sintritts Zlocks
laufende Nr. von 1 bis 500,

Garderobe Blocks,
laufende Nr. von 1 bis 500,

Slat- und Notiz Vlocks,

„Janz-Koniroller“
(Erjatz für Tanzbändchen)

vorrätig in verſchiedenen Farben.

Zu beziehen durch die
Volks Buchhandlung

Harz 42/43.

dich ſanften ſedo
Jäblstelle Halle a.

Den Mitgliedern zur Nachricht,
daß unſer Mitglied, der frühere

Geſchirrführer, jetzige Jnvalid

Kugust Städel
am 14. Januar im Alter von
faſt 51 Jahren verſtorben iſt.

Ehre ſeinem Andenken?!
Die Beerdigung findet Diens

tag, den 17. Januar, nachmitt.
/24 Uhr, von der Leichenhalle
des Südfriedhofes aus ſtatt.

Um rege Beteiligung erſucht
Die Ortsverwaltung.Arbeiter Birkner S. (Leipziger-(Uleſtraße 12).

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Druck der Halſeſch Genoſfenſch.Burhdruck (G G m b H.) Verleger vorm. Aug. Groß, ſeht A. Jahn ig. Sämtl. t dal a S

n
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